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A n l a g e 
 
 
Ergebnisvermerk über das Berichterstattergespräch zum Einzelplan 09 am  
04. November 2014 
 
1. Teilnehmer/innen 
 
 Abgeordneter   Ralf Witzel   FDP 
 Abgeordneter   Stefan Kämmerling SPD 
 Abgeordnete    Ina Scharrenbach  CDU 
 Abgeordneter   Mario Krüger  GRÜNE 
 Abgeordneter   Dietmar Schulz  PIRATEN 
  

Leitender Ministerialrat Dr. Frank Postler Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Verkehr 

Regierungsdirektor Jürgen Siegel  Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Verkehr 

Amtsrätin Rita Nünning   Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Verkehr 

Ministerialrat Martin Frede   Finanzministerium 
Regierungsdirektor Wolfgang Schneider Finanzministerium 

 
 David Coenen-Straß    Referent Fraktion DIE PIRATEN 
 Dr. Stefan Hochstadt    Referent Fraktion DIE PIRATEN 
 Florian Matz      Referent Fraktion der FDP 
 
2. Allgemeines 
 

In dem Gespräch wurden von den Fraktionen Fragen zu Schwerpunktthemen und 
Haushaltspositionen des Entwurfs des Einzelplan 09 angesprochen. Dazu gaben die 
Vertreter der Landesregierung Erläuterungen ab und beantworteten die in diesem 
Zusammenhang erfolgten Nachfragen. 
 
Wesentliche, aus diesem Gespräch resultierende Ergebnisse, sind in Ziffer 3 dieses 
Vermerks festgehalten. 

 
 
3. Im Einzelnen 
 
3.1 Projektlisten und Anlagen 

 
Folgende Übersichten, die auch dem letzten Ergebnisvermerk zum Berichterstatter-
gespräch zum Einzelplan 09 für das Haushaltsjahr 2014 beigefügt waren, sollen die-
sem Ergebnisvermerk aktualisiert als Anlage beigefügt werden: 
- Projektliste Bahnflächenpool (Anlage 11) 
- Übersicht Mittelveranschlagung Stadtentwicklung und Denkmalpflege (Anlage 12) 
- Fortschreibung der Entwicklung der Versorgungslasten (Anlage 1) 

 Entsprechend den nachfolgenden Fragen werden die weiteren Anlagen beigefügt: 
- LT-Drs. 16/2151 (Anlage 2) 
- LT-Drs. 16/6746 (Auszug)(Anlage 3) 
- LT-Drs. 16/1398 (Anlage 4) 
- LT-Drs. 16/2321 (Anlage 5) 
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- Übersicht Bewilligungen „Sozialticket“ (Anlage 6) 
- Übersicht Bürgerbusvereine (Anlage 7) 
- Kleine Anfrage 2631 (LT-Drs. 16/6946) (Antwort zur Stellennachbesetzung im 

LS) (Anlage 8) 
- Aufstellung kommunale Einleitungsgebühren des LS (Anlage 9) 

 
 
3.2 Allgemeine Frage im Zusammenhang mit der LT-Drs.-Nr.16-2151 (Anlage 2):  

Bericht zu TOP „Konkrete Auswirkungen der Haushaltssperre auf das Ministerium für 
Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr“  
 
Werden die in der Anlage aufgeführten Ziff. 8, 13 – 28, 31 – 40 und Ziff. 54 in 2015 
additiv zu den für 2015 geplanten Projekten abgearbeitet oder führen die von der 
Haushaltssperre betroffenen Projekte nun zu einer weiteren Verschiebung von ande-
ren Projekten bzw. zu einer anderen Priorisierung? 

 
Die Projekte zu lfd. Nr. 8 (Luftfahrt) werden additiv abgearbeitet. (Abteilung II) 

 
Die in 2014 nicht umgesetzten Baumaßnahmen (Ziff. 13 bis 28 und Ziff. 35; Maß-
nahmen an Straßen u. Radwegebau) führen zu einer Vorbelastung künftiger Haus-
haltsjahre; sie sind „additiv“ zu den für 2015 geplanten Projekten abzuarbeiten. Bei 
einzelnen Baumaßnahmen können zeitliche Verzögerungen bei der Maßnah-
menumsetzung nicht ausgeschlossen werden. (Abteilung III) 

 
Im Bereich der Bodendenkmalpflege werden sowohl Projekte in das Jahr 2015 ver-
schoben, als auch ganz aufgegeben werden müssen. Letzteres gilt insbesondere für 
Ausgrabungen, die aufgrund besonderer Umstände - wie Termindruck - nicht ver-
schoben werden können. Im Ergebnis kommt es zu undokumentierten Denkmalver-
lusten oder aber Bauverzögerungen mit entsprechenden Kostensteigerungen bei den 
Investitionen. 
Die Domverwaltung legt dar, dass durch die nur teilweise erfolgte Bewilligung der 
Mittel die Fortführung der Sanierungs- und Restaurierungsarbeiten am Kölner Dom 
akut gefährdet sind. Die aktuellen Baustellentätigkeiten an der Hohen Domkirche 
seien nur mit größten Schwierigkeiten zu unterbrechen. Eine Ausnahme von der 
haushaltswirtschaftlichen Sperre gem. § 41 LHO wurde beim FM beantragt. Dem An-
trag wurde zugestimmt. 
Im Bereich der Baudenkmalpflege werden Maßnahmen aus der Titelgruppe 60 (Zu-
weisungen bzw. Zuschüsse zur Förderung gemeindlichen, privater und kirchlicher 
Maßnahmen) verschoben werden müssen. In Einzelfällen kann es zu einem Ausfall 
der Förderung kommen. Ein Ausnahmeantrag ist gestellt. Der Antrag wurde abge-
lehnt. 
(Abteilung V) 

 
Die Maßnahmen werden additiv abgearbeitet. Der Beginn der Arbeiten wird nach 
Abwägung mit der Dringlichkeit der dann anstehenden Maßnahmen (lfd. Nummern 
31, 36 bis 40) auf die Folgejahre verschoben. (Abteilung VI) 
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3.3 Kapitel 09 010 Sächliche Verwaltungsausgaben 
Titel 511 01 Geschäftsbedarf, Kommunikation 

 
Ist-Ergebnisse bleiben mit 297 TEUR in 2013 und 145 TEUR in 2012 deutlich hinter 
dem Planwert  zurück. Worin begründet sich der hohe Ansatz in diesem Titel? 

 
Für 2012 bleiben die Ist-Werte hinter den Planwerten zurück, da in diesem Jahr die 
Ressorttrennung des MWEBWV stattfand und das Budget anteilig an das MWEIMH 
umgesetzt worden ist. 

 
Für 2013 bleiben die Ist-Werte hinter den Planwerten zurück, da mehrere größere 
geplante Maßnahmen (Beschaffung von Kantinenbestuhlung, Einrichtung mehrerer 
Sitzungssäle, Sanierung eines Sitzungsaals, Sanierung des Behinderten-WC, Reno-
vierung des Paternosters, Sicherungsmaßnahmen etc.) aufgrund der HH-sperre zu-
rückgestellt wurden oder sich verzögert haben. 

 
Für 2014 und 2015 begründet sich der (unveränderte) Ansatz mit dem Sanierungs-
stau aus den Vorjahren. 

 
 
3.4 Kapitel 09 010 Sächliche Verwaltungsausgaben 

Titel 526 01 Sachverständige 
Titel 526 02 Gerichts- und ähnliche Kosten 

 
Ist-Ergebnisse bleiben mit rd. 1,2 Mio. EUR (Zusammensetzung aus den „alten“ Ti-
teln und Kapiteln) in 2013 deutlich hinter dem Planwert  zurück. Worin begründet sich 
der hohe Ansatz in diesem Titel? Welche Gutachten, Untersuchungen werden im lau-
fenden Jahr hieraus finanziert? Welche Gutachten, Untersuchungen und vgl. sollen 
in 2015 durchgeführt werden? 

 
Die Haushaltmittel für Sachverständige werden ab 2014 zentral bewirtschaftet. Der 
Mittelansatz ist gegenüber 2014 unverändert. Zur Übersicht über die in den Jahren 
2013 und 2014 vom MBWSV vergebenen Gutachten und deren Arten wird auf Land-
tagsdrucksache 16/6746 verwiesen (Auszug, Anlage 3). Die Planung von Gutach-
ten für das Jahr 2015 ist zur Zeit noch nicht abgeschlossen. Der tatsächliche Bedarf 
an externen Gutachten lässt sich grundsätzlich nur bedingt planen. Aus aktuellen 
neuen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und sonstigen Entwicklungen und den dar-
aus resultierenden Aufgaben und politischen Aufträgen kann auch kurzfristig ein zur 
Zeit nicht absehbarer Bedarf an externer Sachkunde entstehen. Insofern ist der An-
satz in der veranschlagten Höhe auch dann angebracht, wenn er in der Vergangen-
heit nicht voll ausgeschöpft wurde. 
 
Um welche Gerichts- und ähnliche Kosten handelt es sich, da nicht alle Auslagen-
pflichtig sind wg. Befreiung? 
Der Titel 526 02 ist ein Festtitel, der für alle Einzelpläne verbindlich vorgegeben ist 
(Zuordnungsrichtlinien zum Gruppierungsplan) und für mögliche Gerichtskosten, bei 
der das Land als Partei auftritt, vorgesehen ist.  

 
 
3.5 Kapitel 09 010 Sächliche Verwaltungsausgaben 

a) Titel 531 20 Veröffentlichungen und Dokumentation 
b) Titel 531 30 Veröffentlichung von Bürgerinformationen aus den FB des Mi-

nisteriums 
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Aus diesen beiden Ansätzen wurden in 2013 keine Ist-Ausgaben getätigt. In 2012 
wurde 6 TEUR aus dem Titel 531 20 ausgegeben, aus dem Titel 531 30 erfolgten in 
2012 keine Ausgaben. Worin begründen sich die Ansatzhöhen dieser Titel in 2015? 

 
Die Haushaltsmittel für Veröffentlichungen und Dokumentation sowie für Veröffentli-
chung von Bürgerinformationen aus den Fachbereichen des Ministeriums werden 
erst ab dem Haushaltsjahr 2014 zentral in Titel 531 30 veranschlagt.  

 
Die Zusammenführung aller öffentlichkeitsrelevanten Titel ist Element einer Verwal-
tungsmodernisierung, die auf den verstärkten Einsatz moderner Kommunikationsme-
dien für den Dialog- und Rückkopplungsprozess mit den Bürgerinnen und Bürgern 
zielt, ohne auf eine generelle und dauerhafte Erhöhung der Ressourcen zurückgrei-
fen zu können. Die zentrale Bewirtschaftung erlaubt eine inhaltliche Prioritätenset-
zung und ein einheitliches Auftreten nach außen im Rahmen eines zentralen Kom-
munikations- und Veranstaltungsmanagements. 
 
 

3.6 Kapitel 09 010 Sächliche Verwaltungsausgaben 
Titel 541 00 Veranstaltungen 

 
 Ist-Ergebnisse bleiben mit 8 TEUR in 2013 und 0 TEUR in 2012 deutlich hinter dem 

Planwert  zurück. Worin begründet sich der hohe Ansatz in diesem Titel? Welche 
Veranstaltungen sind hier konkret für 2015 geplant (Hinweis: Aus der Vorbemerkung 
zu 09 010 (Vorlage 16-2168) geht dies nicht hervor)? 

 
Erst ab 2014 werden bei Titel 541 00 auch die für die Fachbereiche des Ministeriums 
für Veranstaltungen vorgesehenen Mittel zentral veranschlagt (zur Begründung siehe 
Antwort zu Frage 4). Die Durchführung von Veranstaltung oblag zuvor federführend 
den Fachabteilungen. Die veranschlagten Mittel wurden entsprechend dezentral be-
wirtschaftet. Eine Vergleichbarkeit mit den Vorjahren ist insofern nicht gegeben.  

 
Die Veranstaltungsplanung für 2015 ist zur Zeit noch nicht abgeschlossen. 

 
 
3.7 Kapitel 09 010 Sächliche Verwaltungsausgaben  

Titel 547 10 Ausgaben für Leistungen IT.NRW 
 
 Welche Leistungen erbringt IT.NRW für den Geschäftsbereich des Ministeriums? 
 

Die Haushaltsmittel bei o. g. Titel sind für die Abwicklung und Durchführung des IT-
Betriebs des zentralen Wohngeldverfahrens NRW und die Kosten für den Betrieb des 
Wohngeldrechners veranschlagt. Ferner werden aus dem Ansatz Zahlungen für Leis-
tungen in Zusammenhang mit der Telearbeit, verschiedene Softwareprogramme (u. 
a. Domea) und für die mobile Kommunikation geleistet. 

 
 
3.8 Kapitel 09 010  

Titelgruppe 60 „Informationstechnik“ 
Titel 538 60 Ausgaben für IT (Aufträge an Dritte) 

 
 Insbesondere in dem Titel 538 60 „Ausgaben für IT (Aufträge an Dritte)“ bleiben die 

Ist-Ergebnisse – auch unter Berücksichtigung der Umressortierung in 2012 – deutlich 
hinter den Planwerten zurück. Aus den Erläuterungen im Erl.-Band geht nicht hervor, 
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worin sich der erhöhte Ansatz von rd. 376 TEUR bei diesem Titel begründet. Geht es 
hierbei um konkrete Aufträge für 2015 oder wurde der Ansatz nur überrollt und dient 
damit der Erwirtschaftung der Globalen Minderausgabe? 

 
Aus diesem Titel werden Ausgaben für die Beschaffung von Standard-, Fach- und 
Spezialsoftware für das Ministerium geleistet. Dazu kommen Ausgaben für Unter-
stützungsleistungen bei Hard- und Softwareproblemen im Ministerium, notwendige 
Wartungsverlängerungen und Pflege- und Updatekosten für unterschiedliche Berei-
che (z. B. Faxserver, Bibliothekssystem). Der Ansatz wurde überrollt und dient nicht 
der Erwirtschaftung der GMA. Aussagen zur GMA sind grundsätzlich erst nach dem 
Jahresabschluss möglich. 

 
 
3.9 Kapitel 09 010  

Titelgruppe 61 „Einführung neuer Steuerungsinstrumente“  
Titel 538 61 „Kosten für den Aufbau … EPOS NRW“ 

 
 aus: MMV16-517, Seite 2 zu 3.4 
 „Das Haus plant in Abstimmung mit dem Competence Center EPOS.NRW in 2013 

den Aufbau eines IT-gestützten Förderprogrammcontrollings zu leisten.“ 
 
 Lt. Haushaltsplanentwurf 2015 sind in 2013 keine Ausgaben getätigt worden. Warum 

wurde das Vorhaben nicht in 2013, wie in der Vorlage MMV16-517 angekündigt, be-
gonnen? Wurde in 2014 mit dem Aufbau des Förderprogrammcontrollings begon-
nen? Welche Meilensteine/welcher Zeitplan zur Umsetzung des Förderprogramm-
controllings sind nun vereinbart? 

 
Für den Aufbau des Förderprogrammcontrollings sind 2013 Ausgaben i. H. v. rd. 
50.000 € bei Kapitel 09 020 Titel 526 61 angefallen. 
Der Aufbau des Förderprogrammcontrollings ist fortgesetzt worden, indem ein Um-
setzungskonzept für das IT-System von einem externen Unternehmen erstellt wor-
den ist. Zudem sind für drei repräsentative Förderprogramme (Pauschalförderung: 
ÖPNV-Pauschalförderung; Projektförderung: Städtebauförderung, Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren; Darlehnsförderung: Mietwohnungsbau) die Datenstrukturen festge-
legt worden.  

 
Auf Grundlage des Umsetzungskonzepts aus 2013 ist am 18.06.2014 der Auftrag für 
den Aufbau des IT-Systems, den Betrieb des IT-Systems und die Festlegung der Da-
tenstrukturen für zwei weitere Förderprogramme vergeben worden. 
Auftragsvolumen: rd. 438.000 €, davon fällig 2014: 238.000 € und 2015: 200.000 € 

 
Die folgenden Meilensteine/folgender Zeitplan sind/ist zur Umsetzung des Förder-
programmcontrolling vorgesehen: 

- Technische Umsetzung der analysierten Pilotprogramme bis zum 01.02.2015 
- Konzeption der technischen Lösung für zwei weitere Programme (Projektförderung: 

kommunaler Straßenverkehr; Um- und Ausbau ÖPNV-Infrastrukturförderung)bis zum 
01.02.2015 

- Konzeption u. technische Umsetzung weiterer Förderprogramme in 2015 in Abhän-
gigkeit von der Abnahme des lauffähigen IT-Systems in Abstimmung zwischen Auf-
traggeber und Auftragnehmer. 
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3.10  Kapitel 09 010  
Titelgruppe 70  
Titel 534 70 Aufwendungen für die Pflege auswärtiger Beziehungen  

 
 Was ist hier unter Pflege auswärtiger Beziehungen zu verstehen? 
 
Die Ausgaben für die Pflege der Beziehungen zu anderen Staaten bzw. Regionen 
sowie zu den zwischen- und überstaatlichen Organisationen insbesondere der EU 
sind bei diesem Titel etatisiert. Im Vordergrund stehen dabei der fachliche Erfah-
rungsaustausch (siehe auch Titelerläuterung) und die Durchführung von Veranstal-
tungen und Fachbesuche ausländischer Delegationen. 

 
 
3.11 Kapitel 09 030 „Bauangelegenheiten des EP und baupolit. Ziele“ 

Einnahmen 
Titel 341 10 „Beiträge der KG an Grundsanierung“ 

 
 aus: Haushaltsplan 2014, Seite 44 
 Im Haushaltsplan 2014 war für das Jahr 2013 eine Kostenbeteiligung in Höhe von 

997 TEUR erwartet worden. Lt. Ist-Zahlen 2013 erfolgte eine Beteiligung in Höhe von 
282 TEUR. Ist die Kostenbeteiligung vertraglich vereinbart worden und werden für 
2014 ff. noch weitere Kostenbeiträge der Kirchengemeinde erwartet?  

 
Bei den in 2013 vereinnahmten 282.000 Euro handelt es sich um den Gesamtbetrag. 
Die erwartete höhere Kostenbeteiligung beruhte auf Kostenschätzungen bei der Auf-
stellung der HU-Bau. Hier waren substanzerhaltende Maßnahmen eingeflossen, die 
über die von der Kirchengemeinde zu tragenden „Schönheitsreparaturen“ hinausgin-
gen. Ein Teil der Schönheitsreparaturen konnte wesentlich günstiger durchgeführt 
werden. 

 
 
3.12 Kapitel 09 030 „Bauangelegenheiten des EP und baupolit. Ziele“ 

Sächliche Verwaltungsausgaben 
Titel 519 02 „Größere Unterhaltungsarbeiten …“ 

 
 In 2014 setzten sich die rd. 6,3 Mio. Euro aus rd. 5,1 Mio. Euro für „Denkmalpflege, 

Patronate und landeseigene Kirchen“ zusammen. Rd. 1,2 Mio. Euro standen aus 
diesem Titel für die Schlösser Brühl zur Verfügung. 

 
a)  Welche Maßnahmen sollen in 2015 aus dem ggü. 2014 um 400 TEUR erhöh-

ten Ansatz für „Denkmäler, Patronate und landeseigene Kirchen“ finanziert 
werden? 

 
b) In 2013 wurde erläutert, dass der erhöhte Ansatz (2013: 6.291 TEUR) aus der 

vorgesehenen Ablösung eines kirchlichen Patronates zurückzuführen ist, 
womit dauerhaft Kosten eingespart werden könnten:  
1. Ist dieses Patronat inzwischen abgelöst worden? Um welches Patro-

nat handelt es sich? 
2. Ist das genannte Ziel „dauerhaft Kosten einzusparen“ erreicht worden? 

An welchen Stellen wurden welche Kosteneinsparungseffekte hieraus 
erzielt? 

 
Die Aufteilung des Ansatzes für das Haushaltsjahr 2014 auf die Brühler Schlösser 
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und auf die sonstigen Maßnahmen ist den Erläuterungen zum Haushalt 2014 ent-
nommen. Die Erläuterungen sind grundsätzlich nicht verbindlich.  

 
Die Schlossverwaltung Brühl wurden in den Vorjahren vom MBWSV die folgenden 
Beträge zugewiesen: 

 
  2013  883.321 EUR 
  2012  302.648 EUR 
  2011  699.745 EUR 
 

Ab dem Haushaltsjahr 2015 findet – im Vorgriff auf die EPOS-Einführung – eine ge-
trennte Bewirtschaftung zwischen der Schlossverwaltung Brühl und dem MBWSV 
statt. Daher sind die Haushaltsmittel in Höhe von ca. 6,3 Mio. € aufgeteilt worden und 
stehen in Höhe von 800.000 € ab dem Haushaltsjahr 2015 bei Kapitel 09 530 Titel 
519 02 der Schlossverwaltung zur Verfügung. Von einem tatsächlich höheren Ansatz 
für die „größeren Unterhaltungsarbeiten“ als in den Vorjahren kann hier dennoch 
noch nicht ausgegangen werden. 

 
Zur Auskömmlichkeit des Titels wird auf die Vorlage für den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landtages Nordrhein-Westfalen (Vorla-
ge 16/1398) vom 13.11.2013 (Anlage 4) verwiesen („..die Entwicklung zeigt aber 
auch, dass vorrangig zu erfüllenden Baulastverpflichtungen die finanziellen Verfü-
gungsmasse für den Bauunterhalt der landeseigenen Gebäude abnimmt. Die Haus-
haltsansätze bei 14 030/09 030 519 02 sind seit 2005 (7,04 Mio. €) um rd. 11 Pro-
zent auf 6,29 Mio. € abgesenkt worden. Dem gegenüber sind die Baukosten seit 
2005 (= 100%) um 22,4% im 2. Quartal 2013 gestiegen (Quelle: Statistisches Bun-
desamt). Hieraus ergibt sich, dass in den letzten Jahren kein Ausgleich des Preisan-
stiegs erfolgt ist. Über die Preissteigerung hat eine weitere reale Absenkung der 
Bauunterhaltungsmittel stattgefunden. …“). 

 
Die Ablösung eines großen Patronates (Hövelhof) ist erfolgt. Hier war kurzfristig eine 
große Bauunterhaltungsmaßnahme fällig. Der Ablösungsbetrag war höher als der fäl-
lige Bauunterhaltungsbetrag. Aufgrund der Ablösung sind kommende Bauunterhal-
tungsmaßnahmen nicht mehr vom Land zu finanzieren. Eine Einsparung tritt bei 
bspw. einer Grundsanierung, die alle 30 bis 40 Jahre ansteht, erst nach dieser Zeit 
langfristig ein. 

 
 
3.13 Kapitel 09 030 „Bauangelegenheiten des EP und baupolit. Ziele“ 

Ausgaben für Investitionen 
Titel 712 21 „Observantenkirche“ 

 
 In 2014 wurden 500 TEUR veranschlagt. Diese werden aber infolge der Haushalts-

sperre nicht verausgabt (MMV16-2151). Muss jetzt für 2015 eine Neuveranschlagung 
der 500 TEUR (= 1.400 TEUR + 500 TEUR) erfolgen oder gibt es auch im Investbe-
reich eine Übertragung von Haushaltsresten, so dass die derzeitige Darstellung „rich-
tig“ ist? 

 
Statt wie geplant im Spätsommer 2014 mit den Arbeiten zu beginnen, führt die Haus-
haltssperre zu einer Verzögerung des Baubeginns in das Jahr 2015. Der Haushalts-
ansatz für 2015 scheint ausreichend um die erforderlichen Arbeiten zu finanzieren. 
Im Jahr 2016 muss die Haushaltsrate gegebenenfalls um 500.000 Euro erhöht wer-
den. Das entspricht dem Haushaltsansatz für 2014. Mit den Vorarbeiten für die Maß-
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nahme wurde zwischenzeitlich begonnen. 
 
 
3.14 Kapitel 09 040 „Angelegenheiten des Bauwesens“ 

Sächliche Verwaltungsausgaben 
Titel 526 51 „Marktaufsicht über Bauprodukte“ 

 
 Worin begründet sich der weiterhin hohe Ansatz? In 2013 keine Ist-Ausgaben aus 

diesem Titel, in 2012 lediglich 9 TEUR. Die Reduzierung resultiert allein aus einer 
Aufspaltung dieses Titels. 

 
Der im Vergleich zu den Ist-Ausgaben in den Vorjahren hohe Ansatz resultiert dar-
aus, dass es sich bei der Aufgabe „Aktive Marktaufsicht“ um eine neue EU-Aufgabe 
handelt. 

 
Die Aufgabenwahrnehmung durch die Bezirksregierung Düsseldorf wird sukzessive 
aufgebaut (vgl. 5 neue Planstellen für Fachingenieure im Einzelplan 03 im Haushalt 
2014, deren Besetzung auch der Haushaltssperre zum Opfer gefallen ist). 

 
Gegenwärtig können im Wesentlichen nur formale Prüfungen durchgeführt werden. 
Ob und mit welcher Intensität auch materielle Prüfungen durchgeführt werden müs-
sen, lässt sich nicht prognostizieren. Sie sind vom Kontrollergebnis abhängig. Die für 
die materielle Prüfung erforderliche Einschaltung von Gutachtern ist auf jeden Fall 
kostenintensiv. 

 
Daher ist der Erhalt des Haushaltsansatzes in unveränderter Höhe erforderlich. 

 
 
3.15 Kapitel 09 050 „Förderung des Wohnungsbaus“ 

Titelgruppe 70 „Bundesmittel – Wohnungsbau“ 
 
 Aus dem Erl.-Band zum Haushaltsplan-Entwurf 2015 geht hervor, dass in 2013 4.808 

Wohneinheiten (Mietwohnungen, Wohnungen in Familienheimen, Eigentumswoh-
nungen) gefördert wurden.  

 
 Lt. Bericht der NRW.Bank „Soziale Wohnraumförderung 2013“ wurden 4.740 Miet-

wohneinheiten (2012: 4.260 EH), 1.160 Eigenheime (2012: 2.670) und 150 Eigen-
tumswohnungen (2012: 330) gefördert. Dies sind zusammen 6.050 Maßnahmen. 
Woraus resultiert die Differenz zur Darstellung im Erläuterungsband des Ministeri-
ums?  

 
 Hinweis:  

Selbst bei einer Hinzurechnung der im Erl.-Band aufgeführten 1.041 geförderten 
Plätze in Wohnheimen für Menschen mit Behinderungen sowie in Schüler-
/Studentenheimen verbleibt eine Differenz. 

 
 Lt. Darstellung der NRW.Bank im oben bezeichneten Bericht wurden in 2013 insge-

samt Fördermittel in Höhe von 502,3 Mio. Euro (2012: 547,9 Mio. Euro) gewährt. Die 
NRW.Bank geht davon aus, dass durch die Anpassung der Förderkonditionen für 
2014 es in diesem Jahr zu einem verbesserten Mittelabruf der jährlich zur Verfügung 
gestellten 800 Mio. Euro kommt.  

  
a)  Wie ist der derzeitige Stand des Mittelabrufes aus dem 800 Mio. Euro-
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Programm (ggf. Halbjahresergebnis zum 30. Juni 2014) bei der NRW.Bank? 
 

 b) Angesichts der weiterhin niedrigen Zinslage stellt sich die Frage, ob das  
Wohnraumförderprogramm des Landes NRW neuer/weiterer Instrumente be-
darf.  
Welche Überlegungen gibt es hierzu im Ministerium? 

 
 Wie hat sich in 2014 die Nachfrage nach Darlehen mit Tilgungsnachlässen  

(Titel 883 70)entwickelt? Wie teilen sich die Bewilligungen in 2014 auf die einzelnen 
besonderen investiven Maßnahmen auf (Quartiersentwicklung, Ersatzwohnungsbau 
auf Abrissstandorten, Wohnungsbau auf Konversionsflächen, Aufwertung von Woh-
nungsbeständen, Förderung von Mietwohnungen in bestimmten Gebietskulissen, 
Förderung energetischer Sanierung) auf (nach Möglichkeit mit Vorjahreszahlen, auch 
wenn das Ganzjahreszahlen sind)? 

 
 Im Erl.-Band wird auf Seite 31 ausgeführt: „Zur Erreichung der internationalen und 

nationalen Klimaschutzziele muss die Sanierungsquote im Wohnungsbestand deut-
lich erhöht werden. […], um die Sanierungsquote insbesondere im geförderten Woh-
nungsbau zu steigern und energetische Sanierungen anzustoßen, […].“ 

 
Inwieweit werden durch das Land bzw. die NRW. Bank bestehende KfW-Programme 
zur CO2-Gebäudesanierung und zur „Energetischen Stadtsanierung“ mit der sozialen 
Wohnraumförderung kombiniert bzw. gebündelt, um hier zu einem höheren „Wir-
kungsgrad“ zu gelangen? 

 
 In dem Wegweiser „Wohnraumförderung – Leichter gemacht!“ wird unter „5. Wohnen 

im Quartier“ (Seite 12) ausgeführt, dass ab dem Jahr 2014 das Land zur Vorberei-
tung von Quartierskonzepten vorbereitende Maßnahmen fördert. Darüber hinaus wird 
ausgeführt, dass von den 800 Mio. Euro ein jährlicher Teilbetrag von 70 Mio. Euro für 
die Quartiersentwicklung reserviert ist.  
 

 Über die anstehende Novellierung des APG NRW soll die altengerechte  
Quartiersentwicklung in unseren Städten und Gemeinden angestoßen werden. Um-
fasst der Hinweis aus dem oben genannten Wegweiser auch die finanzielle Förde-
rung von Vorbereitungen der Städte und Gemeinden für altengerechte Quartiersent-
wicklungen (wobei der Begriff „altersgerecht“ der Sache eher gerecht werden wür-
de)?  

 
Die im Erläuterungsband zum Entwurf des Haushaltsplanes 2015, Einzelplan 09, auf 
Seite 33 eingefügte Tabelle „a) Mietwohnungen, Wohnungen in Familienheimen, Ei-
gentumswohnungen“ schreibt die seit Beginn der sozialen Wohnraumförderung fest-
gestellten Förderergebnisse der Förderungen nur für die vorgenannten Mietwohnun-
gen, Wohnungen in Familienheimen und Eigentumswohnungen, deren Förderung 
des Neubaus von Mietwohnungen sowie des Ersterwerbs und des Erwerbs aus dem 
Bestand für Eigentumsmaßnahmen aus Landes- Bundes- und Bundestreuhandmit-
teln (öffentliche und nichtöffentliche Mittel) fort. Die dort für das Jahr 2013 eingesetz-
te Zahl von 4.808 Wohnungseinheiten stimmt mit dem von der NRW.BANK mitgeteil-
ten endgültigen Förderergebnis für 2013 (nur für diese Wohnungstypen) überein. 

Die in dem angeführten Bericht der NRW.BANK „Soziale Wohnraumförderung 2013“ 
in der Einleitung auf Seite 7 aufgeführten 4.740 Wohneinheiten für 2013 beinhalten 
darüber hinaus auch die Förderergebnisse für investive Maßnahmen im Gebäudebe-
stand (bauliche Maßnahmen zur Reduzierung von Barrieren, denkmalgerechte Er-
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neuerung von selbst genutzten denkmalgeschützten denkmalwerten und/oder städ-
tebaulich und baukulturell erhaltenswerten Wohngebäuden sowie bauliche Maßnah-
men zur Verbesserung der Energieeffizienz im Wohnungsbestand). Allerdings sind 
in dieser Zahl von 4.740 Wohneinheiten die Förderergebnisse der Wohneigen-
tumsförderung (insgesamt 1.160 WE) nicht enthalten. 

Das bedeutet, dass die beiden in Frage stehenden Ergebniszahlen richtig sind. 
Da die Ergebniszahlen in beiden Quellen dort allerdings mit ganz unterschied-
lichen Inhalten hinterlegt sind, sind sie somit nicht vergleichbar. 

Zum Mittelabfluss des Wohnraumförderungsprogamms 2014 berichtete das Haus 
während der ABWSV-Sitzung am 30. Oktober 2014 (TOP 10; Vorlage 16/2321- An-
lage 5). 

Wie in allen vorherigen Programmjahren ist zu berücksichtigen, dass der Bewilli-
gungsschlusstermin, bis zu dem die Bewilligungsbehörden in den kreisfreien Städten 
und Kreisen Förderzusagen erteilen können, grundsätzlich der 30. November 2014 
ist. In begründeten Fällen werden jedoch Ausnahmen zugelassen, so dass zum Teil 
noch bis Mitte Dezember 2014 Förderzusagen erteilt werden können. Ein endgültiger 
Überblick über das Förderergebnis wird daher erst Ende Dezember/Anfang Januar 
möglich sein.  

Aufgrund der weiterhin niedrigen Zinslage auf dem allgemeinen Kapitalmarkt sind die 
Förderkonditionen im Programmjahr 2013 und in diesem Jahr deutlich verbessert 
worden. Erst mit bekannt werden des Förderergebnisses für 2014 (vermutlich Ende 
Dezember 2014) können Einschätzungen über die Wirkung der verbesserten Kondi-
tionen gemacht werden. 

Derzeit können noch keine Angaben zur Nachfrage nach den Tilgungsnachlässen 
gemacht werden. Die tatsächliche Inanspruchnahme dieses Förderangebotes ist erst 
mit Auswertung des Förderergebnisses 2014 möglich. 

Das Land fördert im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung bauliche Maßnah-
men zur  Verbesserung der Energieeffizienz im Wohnungsbestand nach Nr. 5 der RL 
BestandsInvest. Danach werden die Baumaßnahmen mit einem Darlehen in Höhe 
von 80% der anerkannten Kosten, max. 40.000 Euro pro Woh-
nung/Eigenheim/Eigentumswohnung gefördert. Die Förderung setzt voraus, dass der 
Eigentümer einen Eigenleistungsanteil an den geförderten Baukosten von 20% bei 
Mietwohnungen und 15% bei Wohneigentum erbringt. Insoweit verbleibt kein bzw. 
nur ein sehr geringer zusätzlicher Finanzierungsbedarf für eine Bündelung der sozia-
len Wohnraumförderung mit der KfW-Förderung.  

Der angesprochene Wegweiser „Wohnraumförderung- Leichter gemacht!“ ist keine 
Broschüre des MBWSV, sondern eine Information des VdW Rheinland Westfalen für 
seine Mitgliedsunternehmen. Aufgrund des in dieser Broschüre enthaltenen Hinwei-
ses auf Fördermöglichkeiten des MBWSV für Maßnahmen der Quartiersentwicklung 
wird ein Bezug zu der anstehenden Novellierung des APG NRW (Alten- und Pflege-
gesetz Nordrhein-Westfalen) genommen und gefragt, ob der Hinweis in diesem 
Wegweiser auch die finanzielle Förderung von Vorbereitungen der Städte und Ge-
meinden für altengerechte Quartiersentwicklungen umfasst. 

Fördernehmer für die Mittel der sozialen Wohnraumförderung sind grundsätzlich die 
Eigentümer der zu fördernden Wohnungen. Diese können z.B. auch die Kosten 
für den sog. sozialplanerischen Vorlauf zur Erstellung und Begleitung von Quartiers-



 
 

13

konzepten in die Gesamtfinanzierung des geförderten Bauvorhabens einbeziehen 
und die Mehrkosten für die Erstellung von Quartierskonzepten über Zusatzdarlehen 
(zusätzlich zur Grundförderung im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung) mitfi-
nanzieren. Die finanzielle Förderung von Vorbereitungen durch  Städte und Gemein-
den z.B. für altersgerechte Quartiersentwicklungen ist im Rahmen der sozialen 
Wohnraumförderung nicht möglich.   

 

3.16 Kapitel 09 100 „Allgemeine Bewilligungen Verkehr“ 
Allgemein 

 
 Auszug Homepage Straßen.NRW: „Auf der Grundlage des "Gesetzes zur integrierten 

Gesamtverkehrsplanung" aus dem Jahre 2000 wird zur Zeit ein Verkehrsinfrastruk-
turplan für NRW aufgestellt, in dem Straße und Öffentlicher Personen-Nahverkehr in-
tegriert betrachtet werden. Unter Berücksichtigung der Vorgaben dieses Planes wird 
anschließend der Landesstraßenbedarfsplan fortgeschrieben.“ 

 
a) Wie weit ist die Erstellung des Verkehrsinfrastrukturplanes NRW gediehen? 

Wann wird mit einem Abschluss gerechnet? 
 
b) Oder dient der Ansatz in der Titelgruppe 62 i.V.m. mit dem Erl.-Band (Seite 

37) „multimodale Landesverkehrsuntersuchung mit einem Prognosehorizont 
2030 einschl. der notwendigen Fortschreibung des ÖPNV-Bedarfsplanes“ der 
Erstellung des Verkehrsinfrastrukturplanes NRW? Bis wann wird dann mit ei-
nem Abschluss gerechnet? 

 
Die Fragenteile a) und b) werden im Zusammenhang beantwortet.  
Bedarfspläne sind gesetzlich für den Neu- und Ausbau von Infrastrukturmaßnahmen 
vorgeschrieben bzw. bilden die gesetzliche Grundlage dazu. Derzeit ist die Vergabe 
der  Landesverkehrsprognose 2030 sowie des ÖPNV-Bedarfsplans vorgesehen. Zu-
nächst war eine Laufzeit der Arbeiten bis  2017 geplant. In Abhängigkeit des Verga-
bezeitpunkts und von möglicherweise im weiteren Verfahren sich ergebenden Paral-
lelarbeiten der Gutachter wird sich die Projektlaufzeit verändern. 

 
 
3.17 Kapitel 09 100 „Allgemeine Bewilligungen Verkehr“ 

Titelgruppe 62 „Untersuchungen auf allen Gebieten der LVP“ 
 
 Im Haushalt 2013 standen rd. 1,8 Mio. Euro in der Titelgruppe 62 zur Verfügung. Im 

Ist wurden lediglich 217 TEUR ausgegeben. Welche Maßnahmen werden derzeit aus 
der Tgr. 62 in 2014 mit welchen Finanzanteilen finanziert? 

 
Bedarfspläne sind gesetzlich für den Neu- und Ausbau von Infrastrukturmaßnahmen 
vorgeschrieben bzw. bilden die gesetzliche Grundlage dazu. Der angeführte Titel 
dient der Finanzierung der hierzu erforderlichen Arbeiten und somit der Erfüllung des 
gesetzlichen Auftrags. Derzeit wird die Vergabe einer  Landesverkehrsprognose mit 
dem Prognosehorizont 2030 sowie des ÖPNV-Bedarfsplans durchgeführt. Aufgrund 
der HH-Sperre konnte bisher keine Vergabe erfolgen. Der Titel dient zudem der Fi-
nanzierung von Untersuchungen auf allen Gebieten der Landesverkehrsplanung. 
Solche Untersuchungen fallen regelmäßig insbesondere im Zusammenhang auch mit 
den Maßnahmen des Bedarfsplans für die Schienenwege des Bundes an. 
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3.18 Kapitel 09 100 „“Allgemeine Bewilligungen –Verkehr“ 
Allgemeine Frage „Realisierung des Rhein-Ruhr-Express“ 

 
 Im Haushaltsplan 2014 gab es im Kapitel 09 100 „Allgemeine Bewilligungen –

Verkehr“ noch eine Tgr. 63 „Begleitung des Rhein-Ruhr-Express“. Die Titelgruppe 
diente bereits damals der Abwicklung. Das Kapitel wird in 2015 nicht mehr im Haus-
haltsplan-Entwurf geführt.  

 
 Ausweislich der Sitzung des Fach-Ausschusses am 18. September 2014 erläuterte 

Herr Minister Groschek, dass der RRX Zug um Zug verwirklicht werden sollte.  
 

a) Da der „RRX“ kein eigenen Titel mehr hat: Geht das Ministerium davon aus, 
dass über die bisher in Vorjahren geleisteten Ausgaben keine weiteren Leis-
tungen mehr durch das Land für die Realisierung des RRX entstehen? 
 

b) Falls doch Ausgaben/Investitionen erwartet werden: Wie hoch sind die ge-
schätzten konsumtiven bzw. investiven Ausgaben des Landes für das Haus-
haltsjahr 2015 und die darauffolgenden Jahre der MFP (bitte einzeln darstel-
len)? 

 
c) Wo sind die geplanten Ausgaben (konsumtiv/investiv) im Haushaltsplan 2015 

veranschlagt? 
 
d) Warum wurde im Kapitel 09 110 kein eigener Titel für die Realisierung des 

RRX ausgewiesen, um den Beitrag des Landes transparent abzubilden? 
 

Die Einrichtung dieser Titelgruppe 63 „Begleitung des Rhein-Ruhr-Express“ stand 
und steht in keinem Zusammenhang mit der Realisierung des Infrastrukturprojektes 
Rhein-Ruhr-Express (RRX). Der RRX ist im Kernbereich eine Bedarfsplanmaßnahme 
in der Finanzverantwortung des Bundes. Das Land hat hier keine Finanzverantwor-
tung und benötigt deshalb auch keinen eigenen Titel zur Realisierung des Projekts. 

 
Finanzverantwortung muss das Land beim Bau der Außenäste (Durchbindung in die 
Regionen) des RRX übernehmen. Entsprechende Haushaltsmittel sind eingeplant. 
Die Einrichtung der Titelgruppe erfolgte seinerzeit, um mögliche Kosten des Landes 
(z. B. Druckkosten zur Veröffentlichung von Studien und Untersuchungen, Kosten zur 
Präsentation und Erläuterungen durch Gutachter bzw. vertiefende Untersuchungen 
zu Einzelfragen des Projekts) abzudecken. 

 
So konnte z. B. durch einen gutachterlichen Auftrag die Auswirkungen des mittlerwei-
le für die Ausschreibung der RRX-Fahrzeuge fest eingeplanten Einsatzes von Dop-
pelstockfahrzeugen auf die Fahrplankonzeption und den Fahrzeugbedarf des RRX 
ermittelt werden. Deshalb wurde der Titel „Begleitung des Rhein-Ruhr-Express“ ge-
wählt. 
Zu den Fragen im Einzelnen: 

 
a. Das Land trägt keinen Kostenanteil an der Erstellung der Infrastruktur des 

RRX im Kernbereich. Der RRX ist eine Bedarfsplanmaßnahme des Bundes 
b.  Für die Infrastruktur im Kernbereich entstehen dem Land keine Kosten. Die 

Gesamtplanungskosten für die Außenäste werden zzt. ermittelt. 
c.  Die Ausgaben für die Planungskosten der Außenäste des RRX sind im Haus-

haltsplan 2015 (Kapitel 09 110 Titel 891 72) ausgewiesen. 
d.  Weil derzeit zur Realisierung des Infrastrukturprojektes RRX im Kernbereich 
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keine Landesmittel erforderlich sind. Der Beitrag des Landes für die Außenäs-
te ist transparent abgebildet. 

 
 
3.19 Kapitel 09 100 „“Allgemeine Bewilligungen –Verkehr“ 
 Titel 537 62 „Untersuchungen auf allen Gebieten der Landesverkehrsplanung“ 
 

Warum steigt bei diesem Titelansatz die Verpflichtungsermächtigung gegenüber dem 
Vorjahr an? 

 
In 2015 ist die Vergabe eines Gutachtens zu Erhaltungsfragen im Schienenbereich 
geplant. Hierfür wurden VE-Mittel veranschlagt. 

 
 
3.20 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

Titel 526 10 / 546 01 „ÖPNV-Gutachten, Vermischte Ausgaben“ 
 
 Lt. Erläuterung auf Seite 69 zu Titel 526 10 sind die Mittel für die Vergabe von Unter-

suchungen und Gutachten zum ÖPNV usw. vorgesehen.  
 

Lt. Kapitel 09 100, Titel 537 62 (Seite 64), sind die dort eingestellten Mittel u.a. für ei-
ne multi-modale LVU einschließlich der notwendigen Fortschreibung des ÖPNV-
Bedarfsplanes vorgesehen. Welche Gutachten sollen darüber hinaus in 2015 für 
Zwecke des ÖPNV in Auftrag gegeben werden, so dass sich der Ansatz in Kapitel 09 
110 begründen lässt?  

 
Mit Mitteln aus dem Gutachten-Titel soll in 2015 u.a. die Revision der SPNV-
Betriebsmittel erfolgen. Im Übrigen dient der Titel, sofern die Mittel für Gutachten 
nicht ausgeschöpft werden, der Verstärkung der Titel 546 01, 546 02, 637 10, 671 12 
und insbesondere der Titelgruppen 71 bis 73 und 80. 

 
 
3.21 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Titel 631 10 „Erstattung Verwaltungsausgaben …“ 

 
 Die tatsächlichen Ausgaben bleiben in 2013 mit 1.146 TEUR und 1.000 TEUR in 

2012 jeweils hinter ihren Ansätzen zurück. Worin begründet sich die Annahme eines 
weiterhin höheren Ansatzes? 

 
Auf Grund einer Vertragsumstellung mit dem Eisenbahn-Bundesamt erfolgt die Ab-
rechnung nunmehr auf Stundenbasis. Daher sind die tatsächlich in Rechnung gestell-
ten Verwaltungsausgaben vom Umfang der Prüfleistungen für das Land Nordrhein-
Westfalen abhängig. Darüber hinaus hat das Eisenbahn-Bundesamt gegenüber dem 
Ministerium bereits angedeutet, eine Erhöhung der Stundensätze anzustreben. Um 
auf diese Fälle vorbereitet zu sein, wurde vorsorglich der Ansatz i.H.v. 1,5 Mio. Euro 
ausgebracht. 

 
 
3.22 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Titel 671 11 + 671 12 „Erstattungen …“ 
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 Bis wann ist mit einem Abschluss der Berechnung der Ausgleichsansprüche zu rech-
nen? Ist die Höhe der weiteren Rückflüsse abschätzbar? 

 
Durch Prüfungen durch den Landesrechnungshof und die endgültige Einnahmeauf-
teilung kann sich die abschließende Berechnung der Ausgleichs- bzw. Rückzah-
lungsansprüche durchaus noch bis in das Jahr 2017 verschieben. Die Höhe der wei-
teren Rückflüsse ist nicht abschätzbar. 

 
 
3.23 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 
 Titelgruppe 60 Sozialticket 
 

Wer ist Empfänger vom Sozialticket? Wie haben sich die Zuschüsse in den letzten 
Jahren seit Einführung auf die Regionen verteilt? 
 
Empfänger der Zuschüsse sind die Verkehrsverbünde bzw. die Kommunen, die ein 
Sozialticket anbieten. Aus der anliegenden Übersicht (Anlage 6) lassen sich die 
Empfänger sowie die Zuschusshöhe entnehmen. 

 
 
3.24 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

Tgr. 62 „Investzuschüsse …“ 
 
 Diese Zuschussförderung wurde in 2013 in eine Darlehensförderung umgewandelt. 

Während 2012 noch rd. 3,5 Mio. Euro abflossen, stellt sich nun die Frage, wie sich 
die Nachfrage nach dem Darlehensförderprogramm darstellt. Wie viele Darlehen 
(Anzahl, Höhe) wurden in 2013 und im laufenden Jahr für NE-Bahnen bewilligt? Wie 
stellt sich die Nachfrage nach diesem Darlehensprogramm dar? 

 
Vor dem Hintergrund der festgestellten tendenziell eher geringen Nachfrage und des 
geringen Investitionsvolumens (Basis: Abfrage des Verbands der Verkehrsunterneh-
men – VdV – bei seinen Mitgliedsunternehmen und allen weiteren relevanten Unter-
nehmen in NRW) bei gleichzeitig hohem Aufwand zur Auflegung eines konkreten 
Darlehnsprogramms für die NE-Bahnen ist von der Auflage eines konkreten Darlehn-
sprogramms für die Finanzierung von NE-Infrastrukturen abgesehen worden. Bei 
Bedarf wird aus den Programmen der NRW.BANK  

o NRW.BANK Infrastruktur oder 
o NRW.BANK Kommunal Invest Plus 

eine Finanzierung zu Konditionen unterhalb des Marktzinsniveaus angeboten. Dem 
VdV sind die Darlehensprogramme und die Konditionen vermittelt worden. Bis jetzt 
hat kein Unternehmen davon Gebrauch gemacht. 

 
 
3.25 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

TGr. 66 „Investitionsförderung …“ 
 
 Die Mittel sind in 2013 nur in Höhe von rd. 121 Mio. Euro (=rd. 93,2 %) abgeflossen. 

2012 wurden hingegen rd .135 Mio. Euro Bundesmittel nach dem Entflechtungsge-
setz verausgabt. Wurden in 2013  nur die pauschalierten Zuwendungen in Höhe von 
mindest. 120 Mio. Euro an die Aufgabenträger weitergeleitet? Wie begründet das Mi-
nisterium den deutlichen Unterschied in den Mittelabflüssen im Zwei-Jahres-
Vergleich 2013/2012? 
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 Die korrespondierenden Einnahmen bei Titel 331 12 wurden in 2013 mit 129.761 
TEUR vereinnahmt. Besteht eine Rückzahlungsverpflichtung für die Differenz zwi-
schen den realisierten Einnahmen/Ausgaben aus 2013? 

 
 Kann zum jetzigen Zeitpunkt bereits eine Prognose über die Höhe der Investitions-

förderung aus Tgr. 66 für das laufende Jahr 2014 abgegeben werden? Welche Inves-
titionen, die im besonderen Landesinteresse sind, wurden in 2014 aus der Tgr. 66 
gefördert? Gibt es zum jetzigen Zeitpunkt bereits konkrete Vorhaben, die in 2015 aus 
der Tgr. 66 gefördert werden sollen? 

 
1.  
Nur ein Teil aus der „Investitionsförderung n. § 12 und § 13 ÖPNVG NRW aus Bun-
desfinanzhilfen nach dem Entflechtungsgesetz (TG 66)“, in Höhe von 100 Mio. Euro 
fließt grundsätzlich der pauschalierten Investitionsförderung zu. Weitere 20 Mio. Euro 
werden aus Regionalisierungsmitteln (TG 72) gespeist. Neben der pauschalierten 
Zuweisung konnten außerdem Projekte im besonderen Landesinteresse gem. § 13 
ÖPNVG finanziert werden. Der verminderte Mittelabfluss ist insbesondere darin be-
gründet, dass der Baufortschritt verzögert ist. Für einen verzögerten Baufortschritt 
können vielschichtige Gründe ursächlich sein (z. B. Genehmigungsverfahren oder 
wetterbedingt). 

 
2.  
Nein. Nicht verbrauchte Drittmittel, hier Finanzierungshilfen des Bundes, müssen 
nicht zurückerstattet werden, sondern stehen dem Landeshaushalt im nächsten Jahr 
an gleicher Stelle zweckgebunden zur Verausgabung zur Verfügung. 

 
3.  
Prognostisch werden in 2014 für die TG 66 Mittel in Höhe von ca. 140 Mio. Euro ver-
ausgabt werden. Allerdings unterliegen diese Angaben reinen Schätzungen und kön-
nen erst im Rahmen des Mittelausgleiches der Zweckverbände konkretisiert werden. 
Damit wäre frühestens ab November 2014 zu rechnen. 

 
Als Maßnahmen im besonderen Landesinteresse sind beispielhaft folgende Maß-
nahmen in 2014 aus Entflechtungsmitteln gefördert worden:  
• Kofinanzierung der GVFG-Mittel für den Bau der Wehrhahnlinie in Düsseldorf 
• Verlängerung der Regiobahn S 28 von Mettmann bis Wuppertal 
• Netzergänzung Bahnhof Rheine 
• Ausbau des Bahnhöfe Emmerich, Korschenbroich, Kleinenbroich, Dortmund 

Applerbek, Hochdahl u.v.m. 
• Ausbau der S-Bahnhöfe Düsseldorf-Derendorf, Düsseldorf Hamm, Düssel-

dorf-Wehrhahn, Düsseldorf-Hamm, Erkrath-Hochdahl u.w. 
 

Für 2015 geplante Maßnahmen, die aus Entflechtungsmitteln gefördert werden sol-
len, sind beispielhaft zu erwähnen: 
• Kofinanzierung der GVFG-Mittel für den Bau der Wehrhahnlinie in Düsseldorf 
• Netzergänzung Bahnhof Rheine 
• Ausbau Hauptbahnhöfe Solingen, Bahnhof Erftstadt, Bahnhof Erndtebrück, 

Bahnhof Meschede, Holzwickede u.v.m. 
 
 

3.26 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 
Tgr. 68 „GVFG…ÖPNV…“ 
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 Die Mittel sind in 2013 nur in Höhe von rd. 48  Mio. Euro (=rd. 56,0 %) abgeflossen. 
2012 wurden hingegen rd. 69 Mio. Euro Bundesmittel verausgabt. Wie begründet das 
Ministerium den deutlichen Unterschied in den Mittelabflüssen im Zwei-Jahres-
Vergleich 2013/2012? 

 
 Die korrespondierenden Einnahmen bei Titel 331 12 wurden in 2013 mit 85.000 

TEUR vereinnahmt. Besteht eine Rückzahlungsverpflichtung für die Differenz zwi-
schen den realisierten Einnahmen/Ausgaben aus 2013? 

 
 Kann zum jetzigen Zeitpunkt bereits eine Prognose über die Höhe der Verausgabun-

gen aus der Tgr. 68 für das laufende Jahr 2014 abgegeben werden?  
  

Die Höhe der Mehr- oder Minderausgabe ist abhängig vom Mittelabruf der Zuwen-
dungsempfänger (Kommunen, private oder öffentliche Unternehmen), je nach Pro-
jektfortschritt. So sind große Projekte - wie z. B. die Kölner Nord-Süd-Strecke oder 
die Wehrhahnlinie im Projekt sehr weit fortgeschritten, so dass die Mittel nicht mehr 
im gleichen Maße wie zur Bauphase benötigt werden. In Köln führte der Einsturz des 
Stadtarchives am Waidmarkt zudem zu Verzögerungen, die einen stetigen Mittelab-
fluss nicht ermöglicht haben. Nicht verausgabte Mittel werden dabei jedoch nicht ent-
behrlich, sondern zu einem späteren Zeitpunkt benötigt. 

 
Die Bundesmittel nach dem GVFG werden seitens des Bundes bedarfsgerecht zu-
gewiesen. Das bedeutet, dass tatsächlich nur die Mittel in der Höhe abgerufen und 
zugewiesen wurden, über die auch ein tatsächlicher Bedarf bestand. In 2013 in Höhe 
von rund 69 Mio. Euro. Demnach besteht auch keine Rückzahlungsverpflichtung an 
den Bund. 

 
Eine sichere Prognose über den Mittelabfluss in 2014 kann derzeit nicht getroffen 
werden. Es ist allerdings anzunehmen, dass sich der Mittelabfluss im Vergleich zum 
letzten Jahr noch weiter verringern wird. Auch hier beruht der verminderte Mittelabruf 
der zweckgebundenen Bundesmittel auf verzögertem Baufortschritt der geförderten 
Maßnahmen. 
 
 

3.27 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 
Tgr. 69 „Eisenbahnkreuzungsgesetz“ 

 
 Welche Kreuzungsmaßnahmen sollen in 2015 konkret finanziert werden? Welche 

Maßnahmen wurden in 2014 bezuschusst? 
 

Im Haushaltsjahr 2014 wurden Bewilligungen für folgende Sicherungen von Bahn-
übergängen im Kölner Raum ausgesprochen: Sachsenring/Vorgebirgsstraße, Porzer 
Ringstraße, Berliner Straße, André-Citroën-Straße, Große Heerstraße (Müllekoven) 
und Brunostraße/Karolingerring. Die beiden letztgenannten werden auch noch im 
Jahr 2015 zu Ausgaben führen. Über neue Maßnahmen wird zum Beginn des jewei-
ligen Haushaltsjahres entschieden. 

 
 
3.28 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

Tgr. 74 „Ausbildungsverkehr-Pauschale“ 
 
 Wie sind die Erwartungshaltungen des Ministeriums in Bezug auf den demografi-

schen Wandel und die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Ausbildungs-
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verkehrs-Pauschale? Gibt es im Ministerium Überlegungen zur Anpas-
sung/Veränderung der Ausbildungsverkehrs-Pauschale?  

 
Auf Grund der Systematik der Ausbildungsverkehr-Pauschale ist eine Änderung oder 
Anpassung derzeit weder geplant noch erforderlich. 

 
 
3.29 Kapitel 09 110 „Förderung der Eisenbahnen und des ÖPNV“ 

Tgr. 80 „Sonstige Maßnahmen im Landesinteresse“ 
 
 Wie hoch ist die Förderung der landesweiten Kompetenzcenter in 2014, wie hoch 

war diese in 2013? 
 
 Welche Maßnahmen im besonderen Landesinteresse werden in 2014 aus dieser Tgr. 

gefördert? Welche Maßnahmen sind für 2015 geplant? 
 

Die Kompetenzcenter wurden in 2013 mit 3.357.110,74 Euro und in 2014 mit 
3.511.872,24 Euro gefördert. 

 
Neben den Kompetenzcentern werden in 2014 vor allem Bürgerbusvorhaben (zur 
Zeit 116 Bürgerbusvereine – s. Anlage 7; das Land gewährt Förderungen für Fahr-
zeuge als auch jeweils eine Organisationspauschale), die Tarifharmonisierung in 
Westfalen mit Beteiligung an den Projektkosten des Zweckverbands Nahverkehr 
Westfalen Lippe, die Schlichtungsstelle Nahverkehr, die Gemeinschaftsinitiative Bus-
se&Bahnen in Zusammenarbeit mit den Verkehrsunternehmen und -verbünden, die 
Anti-Graffiti-Offensive in Zusammenarbeit mit der Deutschen Bahn AG und Modell-
projekte zur Intermodalität vor allem im ländlichen Raum gefördert. Da diese Förde-
rungen auf mehrere Jahre ausgelegt sind, bilden sie auch das Rückgrat der Förde-
rung für 2015. 

 
 
3.30 Kapitel 09 120 „Angelegenheiten der Luftfahrt“ 

Allgemein 
 
 Wie weit ist der Erarbeitungsstand für das nationale Luftverkehrskonzept?  
 

Der Koalitionsvertrag des Bundes vom November 2013 sieht vor, ein Luftverkehrs-
konzept für Deutschland in Zusammenarbeit mit den Ländern und der interessierten 
Öffentlichkeit zu erarbeiten. Das zuständige Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur ist hierzu mit den Ländern in einen Dialogprozess eingetreten. Zeit-
liche Horizonte sind zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht definierbar. 

 
 
3.31 Kapitel 09 120 „Angelegenheiten der Luftfahrt“ 

Verwaltungseinnahmen 
Titel 111 12 „Luftsicherheitsgebühr“ 

 
 Die Einnahmen aus der Luftsicherheitsgebühr blieben in 2013 mit rd. 14.628 TEUR 

und in 2012 mit 15.236 TEUR jeweils deutlich hinter dem jeweiligen Planansatz zu-
rück. Worin begründet das Ministerium die Erwartungshaltung, dass 18.000 TEUR 
erreicht werden (Hinweis: In 2012, 2013, 2014 und 2015 wird jeweils mit 3 Mio. 
Passagieren kalkuliert, aber zumindest in 2013 und 2012 deutlich nicht erreicht)? 
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 Welche Entwicklungen führen dazu, dass anscheinend seit 2011 jährlich weniger 
Passagiere, trotz steigender Luftsicherheitsgebühr pro Passagier, kontrolliert wer-
den?  

 
Die Luftsicherheitsgebühren werden für jeden Flughafen für das Folgejahr kalkuliert. 
Die Berechnung der Luftsicherheitsgebühren erfolgt durch die Ermittlung der Höhe 
der Personal- und Sachkosten des Fluggastkontrolldienstes geteilt durch die Anzahl 
der prognostizierten Einsteiger. Die prognostizierten Einsteigerzahlen werden von 
den Flughäfen anhand der Angaben/Flugpläne der Luftverkehrsunternehmen ermit-
telt. Die Höhe der Luftsicherheitsgebühr wird im Gebührenjahr regelmäßig überprüft 
und bei Änderungen (z.B. neue Anforderungen an die Kontrollen; neuere Prognosen) 
entweder erhöht oder reduziert. 

 
Als Gründe für die Nichterreichung der prognostizierten Einsteigerzahlen können an-
geführt werden: Flugausfälle wegen Naturereignisse („Aschewolke“), Streiks und un-
ternehmerische Entscheidungen (Streichung von Flugverbindungen). 

 
Zur Anzahl der kontrollierten Fluggäste: 

 
Flughafen Dortmund  
2011:  934.298 
2012:  936.610 
2013:  947.247 
2014:  643.581 (einschließlich August 2014) 

 
Flughafen Münster / Osnabrück 
2011:  671.552 
2012:  564.178 
2013:  420.280 
2014:  298.338 (einschließlich August 2014) 

 
Flughafen Paderborn/Lippstadt 
2011:  474.868 
2012:  431.895 
2013:  386.452 
2014:  262.100 

 
Flughafen Niederrhein  
2011:  1.206.595   
2012:  1.096.167  
2013:  1.234.571  
2014:     606.493 (einschließlich August 2014) 

 
 
3.32 Kapitel 09 120 „Angelegenheiten der Luftfahrt“ 

Tgr. 63 „Verbesserung Flugsicherheit“ 
 
 Die Ansätze werden seit 2013 und 2012 nicht ausgeschöpft. Ist-Ergebnis 2013 mit 

700 TEUR und 2012 mit 558 TEUR. Welche konkreten Maßnahmen werden in 2014 
aus dieser Titelgruppe konsumtiv/investiv bestritten? Welche konkreten Maßnahmen 
sind für 2015 geplant? 

 
Aufgrund der Haushaltssperre wurden bzw. werden mit hoher Wahrscheinlichkeit in 
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2014 keine Maßnahmen aus dieser Titelgruppe bestritten. Ein Ausnahmeantrag wur-
de nicht gestellt. 

 
Da es sich in der Regel um technische Maßnahmen (z. B. Befeuerungs- bzw. Wetter-
informationssysteme) handelt, welche einen gewissen zeitlichen Vorlauf benötigen 
und teilweise auch wetterabhängig (in der Bauphase) sind, werden diese in diesem 
Jahr mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr ausgeführt werden können. 
Konkrete Maßnahmen für 2015 sind noch nicht bekannt. 

 
 
3.33 Kapitel 09 120 „Angelegenheiten der Luftfahrt“ 

Tgr. 67 „Flughafen Essen/Mülheim“ 
 
 Das Land NRW mit Datum vom 5. Juni 2014 gegenüber den anderen beiden Gesell-

schaftern den Austritt zum 31. Dezember 2014 erklärt. Für welche Zwecke wird der 
Ansatz für 2015 in Höhe von 235 TEUR benötigt? Wäre es nicht zwangsläufig kon-
sequent, diesen auf 0 TEUR zu kürzen? 

 
Es ist zutreffend, dass mit dem Austritt des Landes aus der Flughafen Es-
sen/Mülheim GmbH zum 31.12.2014 ab 2015 keine Zahlungen seitens des Landes 
an die Gesellschaft mehr geleistet werden. Insofern wird der Ansatz für den genann-
ten Zweck nicht mehr benötigt. Bei der Aufstellung des Haushalts 2015 im Frühjahr 
2014 (Chefgespräch im Mai 2014) war der Austritt des Landes aus der Gesellschaft 
noch nicht erfolgt. Da die Haushaltsmittel in 2015 voraussichtlich nicht benötigt wer-
den, erfolgt eine Bewirtschaftungssperre gegenüber dem Fachreferat. 

 
 
3.34 Kapitel 09 120 „Angelegenheiten der Luftfahrt“ 

Tgr. 68 „Abwehr von Angriffen“ 
 
 Die tatsächlichen Ausgaben bleiben hinter den jeweiligen Haushaltsansätzen zurück: 
  
 2011 – Plan  18.245 TEUR 
 2011 -  Ist  15.753 TEUR 
 
 2012 -  Plan  18.249 TEUR 
 2012 - Ist  15.572 TEUR 
 2013 - Plan  18.249 TEUR 
 2013 -  Ist  13.065 TEUR 
 
 Wenn die Ausgaben doch tatsächlich über die Jahre wesentlich niedriger sind, die 

tatsächlichen Einnahmen (insbesondere Titel 111 12) sich korrespondierend entwi-
ckeln: Worin begründet sich in 2015 der erneut hohe Gesamtansatz in der Titelgrup-
pe 68 (Abweichungen ergeben sich insbesondere in den Hauptgruppen 5 und 6)? 

 
Der Finanzbedarf wird nach den Anmeldungen der Bezirksregierungen ermittelt; der 
Großteil der prognostizierten Kosten ist für die (Erstattung der) Personalkosten für 
die Beauftragung Dritter für Fluggastkontrolldienste ausgewiesen. Diese Personal-
kosten stehen im unmittelbaren Zusammenhang mit dem zu erwartenden Passagier-
aufkommen. 

 
Wer erstattet wem? 
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Vor der Durchführung des Vergabeverfahrens wurden die Sicherheitsüberprüfungen 
der Passagiere durch Mitarbeiter von Töchterfirmen der Flughäfen durchgeführt. Als 
Ergebnis des Vergabeverfahrens werden die Kontrollen jetzt durch rein private 
Dienstleister durchgeführt. Deshalb war die Umsetzung der Mittel innerhalb der Titel-
gruppe erforderlich.  
 
Gemäß § 8 Abs. 3 LuftSiG kann für die Bereitstellung und Unterhaltung von Räumen 
und Flächen, die der für die Durchführung der Maßnahmen gemäß § 5 zuständigen 
Behörde zur Verfügung gestellt worden sind, der Verpflichtete die Vergütung seiner 
Selbstkosten verlangen. Das MBWSV erstattet somit die in der Titelerläuterung an-
gegebenen Kosten den Flugplatzbetreibern. 

 
 
3.35 Kapitel 09 140 „Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau“ 

Sächliche Verwaltungsausgaben 
Titel 537 10 „Verkehrs- und Unfallentwicklung“ 

 
 Die Ist-Ausgaben der Jahre 2013 (98 TEUR), 2012 (85 TEUR) und 2011 (131 TEUR) 

bleiben deutlich hinter dem Ansatz zurück. Warum sollen hier erneut 225 TEUR an-
gesetzt werden? 

 
Es müssen erneut 225 TEUR im Zusammenhang mit der bundesweiten Straßenver-
kehrszählung 2015 in Ansatz gebracht werden, um  die in den zurückliegenden Jah-
ren an automatischen Zählstellen gesammelten Zählwerte im Rahmen des “Ver-
kehrsmonitoring NRW“ auswerten zu können. Hierzu läuft derzeit ein Vergabeverfah-
ren für eine Studie und die Auswertung der Zählwerte an Landesstraßen. 

 
 
3.36 Kapitel 09 140 „Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau“ 

Sächliche Verwaltungsausgaben 
Titel 537 20 „DEGES“ 

 
 Das Land NRW ist im Mai 2014 der DEGES GmbH als Gesellschafter beigetreten. 

NRW hält einen Gesellschaftsanteil von 6,7 %. Ist die Beauftragung der DEGES 
GmbH nicht ausschreibungspflichtig? Eine Inhouse-Vergabe dürfte doch wegen der 
geringen Gesellschaftsanteile ausscheiden, oder? 

 
Das Land Nordrhein-Westfalen kann die DEGES – auch unter Berücksichtigung der 
neueren Rechtsprechung des EuGH – vergaberechtsfrei als Inhouse-Geschäft direkt 
beauftragen. Die Höhe des Gesellschaftsanteils spielt dabei keine Rolle. Entschei-
dend ist zum einen, dass die Gesellschafter der DEGES, die ausschließlich öffentli-
che Auftraggeber sind, gemeinsam auf wichtige Entscheidungen der Gesellschaft 
einwirken und somit gemeinsam die Kontrolle über eine eigene Dienststelle ausüben. 
Zum anderen ist auch das zweite Kriterium für ein Inhouse-Geschäft gegeben, da die 
DEGES nicht nur im Wesentlichen sondern sogar ausschließlich für ihre Gesellschaf-
ter tätig ist. 

 
 Welche Projekte sollen durch die DEGES GmbH in 2015 ff. vorangetrieben werden? 
 

Es ist zzt. vorgesehen, dass die DEGES sich mit folgenden Projekten befasst:  
• Ersatzbau von 3 Talbrücken im Zuge der A 1 zwischen Wuppertal und Ha-
gen. 
• Ersatzbau von 3 Brückenbauwerken im Heumarer Dreieck (A 3, A 4, A59).  



 
 

23

• Ersatz der Rheinbrücke Neuenkamp (A 40).  
• Bau der A 44 zwischen Ratingen und Velbert. 
• Bau der A 40 Dortmund/Ost – AK Dortmund Unna. 
• Bau der B 236 Schwerte – Stadtgrenze DO. 
• Planung und Bau verschiedener Rast- und Tankanlagen (u.a. A 1, A 3, A 43). 
• Über den Bau der der A 33 Halle/Steinhagen – Borgholzhausen wird noch zu 
entscheiden sein. 

 
 Warum wurden diese Mittel nicht zusätzlich dem Landesbetrieb Straßenbau zur Ver-

fügung gestellt, damit dieser die Vergabe externer Planungsaufträge eigenverant-
wortlich durchführen bzw. Ingenieur-Kapazitäten aufbauen kann? 

 
In 2013 konnten die Mittel für den Bundesfernstraßenbau in Nordrhein-Westfalen 
nicht vollständig verausgabt werden. Ein wesentlicher Grund hierfür war der starke 
Personalabbau in den technischen Bereichen des Landesbetriebs Straßenbau. 

 
Da eine Steigerung des Outputs beim Landesbetrieb Straßenbau kurzfristig nicht im 
notwendigen Umfang möglich ist, werden Teile der Planungs- und Bauaufgaben der 
DEGES übertragen. So wird ermöglicht, dass in einem deutlich höheren Umfang 
Bundesfernstraßenmittel abgenommen werden können. Verzögerungen bei der Um-
setzung von Bundesfernstraßenneu- und –ausbauprojekten werden vermieden. Mit 
Erhaltungsprojekten wird auch einer Verschlechterung des Straßenzustands entge-
gen gewirkt. 

 
 Einen Teil der vom Land zu tragenden Verwaltungskosten erkennt der Bund als 

Zweckausgaben an und erstattet diese derzeit gegenüber dem Landesbetrieb Stra-
ßenbau. Sind die Ausgaben für die DEGES GmbH auch erstattungsfähig? Wenn ja, 
wo ist die daraus resultierende Einnahme geplant? 

 
Dem Land Nordrhein-Westfalen steht auch für die durch die DEGES abgewickelten 
Bundesfernstraßenprojekte die Zweckausgabenpauschale zu. Da die Zweckausga-
benpauschale aber erst nach der Investitionsabwicklung, also nachträglich, vom 
Bund gezahlt wird, fallen Einnahmen aus der Zweckausgabenpauschale erst viele 
Jahre später an. 

 
 Welche Mittel stellt der Bund für die Bundesfernstraßen in Nordrhein-Westfalen in 

2015 zur Verfügung (bitte mit Vergleichszahlen ab 2012)? 
 
 In Bezug auf die vorhergehende Frage: Wie differenzieren sich die Mittel in den ein-

zelnen Jahren nach Erhalt und Ausbau/Neubau? 
 

Diese Fragen werden wegen des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet: 
 
Für das Haushaltsjahr 2015 liegt dem MBWSV lediglich ein vorläufiger Verfügungs-
rahmen für den Bundesfernstraßenbau vor. Die voraussichtlichen Mittel, die für Aus-
bau/Neubau und Erhaltung der Bundesfernstraßen zur Verfügung stehen werden, 
stellen sich im Vergleich zu den Vorjahren wie folgt dar: 

 
 Ist 

2012 
in Mio. € 

Ist 
2013 
in Mio. € 

Soll 
2014  
in Mio. € 

vorläufiges 
Soll 

2015 
in Mio. € 
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Bedarfsplan 358,5 257,7 193,0 169,2 

Erhaltung 274,4 329,5 369,0 414,9 

 
 Welche Maßnahmen (Erhalt, Ausbau/Neubau) sollen in 2015 an Bundesfernstraßen 

außerhalb der Rheinbrücke in Leverkusen begonnen werden? 
 

Diese Frage kann zurzeit noch nicht beantwortet werden. Die neu zu beginnenden 
Maßnahmen werden vom BMVI voraussichtlich Anfang 2015 festgelegt und dann 
dem MBWSV mitgeteilt. 

 
 
3.37 Kapitel 09 140 „Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau“ 

Ausgaben für Investitionen 
 
 Im Erl.-Band auf Seite 58 wird das Thema „Verkehrstelematik auf kommunaler Ebe-

ne“ besprochen. Wie ist denn hier der Sachstand? Wie viel Finanzmittel stehen hier-
für zur Verfügung? Ist der Mehrwert einer solchen kleinräumigen Steuerung wirklich 
nachgewiesen? 

 
Mit Blick auf die nur noch geringen Mittel, die nach derzeitigem Stand bis 2019 für 
Neubewilligungen noch zur Verfügung stehen, werden bis auf Weiteres keine Maß-
nahmen mehr der Verkehrstelematik neu bewilligt, sondern nur noch bereits bewillig-
te Maßnahmen ausfinanziert. Wegen des Verkehrswertes solcher Maßnahmen wird 
auf die Ausführung auf Seite 58 der „Erläuterungen zum Entwurf des Haushaltsplans 
2015 – Einzelplan 09“ verwiesen. 

 
 Titel 883 16: Die Ist-Ausgaben in 2013 liegen deutlich über dem Planansatz. Wie 

stellt sich der Mittelabruf in 2014 dar? Welche Maßnahmen sollen in 2015 durchge-
führt werden? 

 
Belastbare Angaben zum Mittelabruf in 2014 können naturgemäß erst am Ende des 
Haushaltsjahres gemacht werden. Welche Maßnahmen in 2015 durchgeführt werden 
sollen, steht in der Disposition der jeweiligen Kreuzungsbeteiligten. 

 
 Der Mittelabruf für die Titel 883 14 und 883 15 bleibt in 2013 mit 108.977 TEUR und 

in 2012 mit 129.071 TEUR jeweils hinter den Planansätzen zurück. In 2013 wurden 
rund 26,5 Mio. Euro gegenüber dem Planansatz nicht beansprucht. Worauf führt das 
Ministerium diese Entwicklung angesichts einer verfallenden kommunalen Straßen- 
und Brückeninfrastruktur zurück? Wie stellt sich der Mittelabruf in 2014 dar?  

 
Die Frage, warum die Kommunen im vergangenen Jahr die für sie vorgesehenen Mit-
tel nicht vollständig bei den Bezirksregierungen abgerufen haben, kann letztlich nur 
von den Kommunen selbst projektscharf beantwortet werden. Wegen der Frage nach 
dem Mittelabruf in 2014 wird auf die vorige Antwort verwiesen. 

 
 Die Verpflichtungsermächtigungen belaufen sich über die drei Titel 883 14, 883 15 

und 883 16 auf insgesamt 125,9 Mio. Euro. Wie hoch ist die Höhe der eingegange-
nen Verpflichtungen am 31. Dezember 2013 zu Lasten von Verpflichtungsermächti-
gungen? Für welche Projekte sind die Verpflichtungsermächtigungen eingegangen 
worden? In welchen Haushaltsjahren sollen diese wie fällig werden? 

 
Zum 31.12.2013 waren Verpflichtungsermächtigungen in folgender Höhe gebunden: 
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Titel 883 14 576.410.000 €, Titel 883 15 17.845.000 € und Titel 883 16 4.000.000 €. 
Diese Verpflichtungsermächtigungen sind für sämtliche bewilligten und noch nicht 
schlussgerechneten Fördermaßnahmen der nordrhein-westfälischen Kommunen ge-
bunden. Die Beantwortung der Frage nach den einzelnen Projekten und Haushalts-
jahren ist im Rahmen des Berichterstattergesprächs nicht möglich. 

 
 Da ein Großteil der Mittel bereits über Verpflichtungsermächtigungen gebunden ist: 

Wie hoch wird das Jahresprogramm 2015 zur Förderung des kommunalen Straßen-
baus sein?  

 
Der Entwurf eines Jahresprogramms 2015 wird derzeit vom MBWSV in Zusammen-
arbeit mit den fünf Bezirksregierungen erarbeitet, so dass noch keine verlässliche 
Auskunft über die voraussichtliche Höhe des Programms 2015 erteilt werden kann. 
Es zeichnet sich aber ab, dass die Zuwendungssumme des Jahresprogramms 2015 
etwas über der des Jahresprogramms 2014 (54,51 Mio. €) liegen wird. 

 
 Wie ist der Abarbeitungsstand für das Jahresprogramm 2014 (MMV16-1900)? 
 

Die Bezirksregierungen haben begonnen, die im Jahresförderprogramm 2014 enthal-
tenen Maßnahmen zu bewilligen, wofür sie noch bis zum Jahresende Zeit haben. 

 
 
3.38 Kapitel 09 140 „Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau“ 

Tgr. 61 „Nahmobilität“ 
 
 Wofür soll die Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 8.070 TEUR bei Titel 883 61 

ausgebracht werden? 
 

Baumaßnahmen werden in der Regel nicht innerhalb eines Haushaltsjahres umge-
setzt und abgerechnet, so dass zwingend Verpflichtungsermächtigungen (VE) not-
wendig sind, um gesetzeskonform Projekte in der kommunalen Nahmobilitätsförde-
rung realisieren zu können. Die ausgebrachten VE (8,07 Mio. €) werden zusammen 
mit den Barmitteln benötigt, um die Maßnahmen des Nahmobilitätsprogramms bewil-
ligen zu können. 

 
 Im Zusammenhang mit der möglichen Realisierung von überörtlichen Radschnellwe-

gen hat der Minister ausgeführt, dass mittelfristig vorgesehen sei, dass das Land 
Straßenbaulastträger für überörtliche Radschnellwege wird und das Straßen- und 
Wegegesetz des Landes entsprechend angepasst wird. Wie ist hier der Sachstand? 
Mit welchen finanziellen Folgekosten rechnet das Ministerium für die Übernahme der 
Straßenbaulast? 

 
Die Überarbeitung des Straßen- und Wegegesetzes NRW hinsichtlich überörtlicher 
Radschnellwege ist für 2016 vorgesehen. Mit den Vorbereitungen wurde noch nicht 
begonnen. Die finanziellen Auswirkungen werden in der Begründung zur Gesetzes-
änderung dargelegt. 

 
 Inwieweit werden Finanzmittel aus dieser Titelgruppe für die Realisierung von Rad-

schnellwegen verwendet? 
 

Aus der Titelgruppe 61 wurde bisher der Planungswettbewerb Radschnellwege ge-
fördert. Darüber hinaus ist die Förderung der fünf Machbarkeitsstudien sowie der 
Ausführungsplanungen (Siegerprojekte des Wettbewerbs) vorgesehen. 
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 Wie weit sind die Arbeiten für die 2014 angekündigte neue Förderrichtlinie für die 
Nahmobilität gediehen? Welche wesentlichen Änderungen im Vergleich zur beste-
henden FöRi werden angedacht? 

 
Der Referentenentwurf der Förderrichtlinien Nahmobilität FöRi-Nah befindet sich zur-
zeit in der Ressort- und Verbändeabstimmung. 
Im Bereich der Radverkehrsförderung werden in etwa die gleichen Fördertatbestände 
wie in der alten Förderrichtlinie aufgenommen. Wesentliche Änderungen ergeben 
sich im Bereich des Fußverkehrs. Hier sollen erstmalig innerörtliche, separat geführte 
Gehwege in den Förderkatalog aufgenommen werden. Daneben sollen barrierefreie, 
fußverkehrsgerechte Kreuzungsausgestaltungen sowie die Sicherung von Que-
rungsstellen gefördert werden. 

 
 
3.39 Kapitel 09 140 „Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau“ 

Tgr. 70 „Sicherheit im Straßenverkehr“ 
 
 Lt. Erl.-Band (Seite 59 f.) sollen ab 2015 vier Koordinierungsstellen Kommunen beim 

Thema „Mobilitätsmanagement“ unterstützen. Wo werden diese vier Koordinierungs-
stellen eingerichtet (oder werden hierzu die derzeit fünf Regionalen Netzwerke im 
Netzwerk „Verkehrssicheres NRW“ genutzt)? Welche Ausgaben werden hierdurch 
jährlich verursacht werden? Sollen diese Ausgaben ab 2015 aus der Tgr. 70 finan-
ziert werden? 

 
Die derzeitigen fünf Koordinierungsstellen des Netzwerks „Verkehrssicheres NRW“ 
gehen in den geplanten vier Koordinierungsstellen „Verkehrssicherheit und Mobilität“ 
auf. Diese werden beim Verkehrsverbund Rhein-Sieg in Köln (wie bisher), beim Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhr in Gelsenkirchen, bei der Westfälischen Verkehrsgesell-
schaft (gemeinsam mit der Westfälischen Provinzial Versicherung) in Münster einge-
richtet. Eine weitere Koordinierungsstelle ist im Raum Ostwestfalen-Lippe geplant. 
Die jährlichen Kosten bewegen sich in der Größenordnung von maximal 610 TEUR. 
Davon sollen maximal 330 TEUR aus der TGr. 70, die übrigen Kosten aus Kapitel 09 
110 TGr. 80 finanziert werden. 

 
 
3.40 Kapitel 09 150 „Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb)“ 

Allgemein 
 
 Sind die Einnahmen aus der Ankündigung des Bundesverkehrsministers, dass NRW 

in den Jahren 2015 – 2017 rund 250 Mio. Euro für die Sanierung von Brücken erhält, 
bereits im Haushaltsentwurf enthalten? Wenn ja, wo bzw. erfolgt die Zuweisung der 
Mittel in drei gleichen Tranchen oder nach welchen Kriterien erfolgt die Weiterleitung 
dieser Bundesmittel an das Land? 

 
Nein. 
Das BMVI hat die mittelfristige Finanzplanung für den Bundesfernstraßenbau be-
kannt gegeben, u. a. auch für das neu aufgelegte Brückenertüchtigungsprogramm. 
Hiernach kann das Land NRW folgende Mittelzuweisungen aus diesem Programm 
erwarten: 
2015:  51 Mio. € 
2016:  81 Mio. € 
2017:  119 Mio. €. 
Nach welchen Kriterien das BMVI die Mittel verteilt ist dem MBWSV nicht bekannt. 
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3.41 Kapitel 09 150 „Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb)“ 
Personalausgaben 
Titel 428 01 „Entgelte AN“ 

 
 In 2014 wurde im Haushaltsplan zu Titel 428 01 erläutert, dass bei den Stellen für AN 

das Stellensoll von 2013 auf 2014 um 20 Stellen im Gehobenen Dienst erhöht wer-
den sollte. Weiter unten findet sich in der 2014 Erläuterung, dass diese 20 Stellen im 
GD Mehrstellen für Ingenieure zur Brückensanierung mit einem kw-Vermerk zum 1. 
Januar 2019 darstellen.  

 
 Die Entgeltmittel für diesen Titel waren beim Zuführungsbetrag für den LB Straßen-

bau unter Titel 682 90 berücksichtigt. 
 

a) Konnten die geschaffenen Planstellen für Ingenieure in 2014 besetzt werden? 
Wenn nein: Wie viele Planstellen sind besetzt worden? Wie ist dann ggf. das 
weitere Verfahren? 

 
b) Werden diese Ingenieure ausschließlich für Brückensanierungen tätig oder 

sollen damit auch andere Bauprojekte in Nordrhein-Westfalen vorangetrieben 
werden, damit Bundesmittel vollständig abgerufen werden können? 

 
c) Sollen die Leistungen der DEGES GmbH (Kapitel 09 140 Titel 537 20) einge-

kauft werden, weil das Land nicht genügend Ingenieure am Markt findet? 
 

zu a) Alle 20 Stellen konnten besetzt werden (LT-Drs. 16/6946, Anlage 8). 
 

zu b) Die für die Brückensanierung eingestellten Ingenieure sind im Bereich des 
konstruktiven Ingenieurbaus tätig. 

 
zu c) Gute Ingenieure sind nicht leicht auf dem Arbeitsmarkt zu finden. Die Verga-
be an die DEGES erfolgt vor allem aber auch, weil in den technischen Bereichen des 
Landesbetriebs Straßenbau ein starker Personalabbau stattfand. Da eine Steigerung 
des Outputs beim Landesbetrieb Straßenbau kurzfristig nicht im notwendigen Um-
fang möglich ist, werden Teile der Planungs- und Bauaufgaben der DEGES übertra-
gen. 

 
 
3.42 Kapitel 09 150 „Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb)“ 

Ausgaben für Investitionen 
Titel 777 11 „Erhaltungsinvestitionen an Landesstraßen“ 

 
 An welchen Straßen werden für 2015 Erhaltungsinvestitionen eingeplant? 
 

Das Landesstraßenerhaltungsprogramm für das jeweilige Jahr wird erst auf Basis 
des vom Landtag festgelegten Finanzmittelansatzes aufgestellt. Aus diesem Grund 
kann derzeitig keine Auskunft über die einzelnen Projekte gegeben werden. 

 
 Im Erl.-Band wird ausgeführt, dass ein wesentliches Ziel im Landesstraßenbau die 

Substanzerhaltung des rd. 12.900 km langen Landesstraßennetzes ist.  
 

a) Nach welchen Kriterien werden die zur Sanierung/Erhaltung anstehenden 
Landesstraßen inkl. Brücken ausgewählt?  
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b) Gibt es eine Prioritätenliste, die in regelmäßigen Abständen fortgeschrieben 
wird?  

 
c) Angesichts der zunehmenden Bedeutung von Lärmaktionsplänen und Luft-

reinhalteplänen, zu denen zahlreiche Kommunen verpflichtet sind, stellt sich 
die Frage, ob und wie diese Kriterien bei der Prioritätensetzung von Erhal-
tungsmaßnahmen an Landesstraßen in die Auswahl einbezogen werden.  

 
Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die drei Fragen gemeinsam beantwor-
tet: 

 
Die zur Sanierung /Erhaltung anstehenden Landesstraßen incl. Brücken werden jähr-
lich ermittelt. Deren Auswahl basiert auf: 
• den Ergebnissen der nach bundeseinheitlichen Maßstäben vorgenommenen 

Zustandserfassung und Bewertung, 
• der Verkehrsbedeutung auf der Grundlage des Straßen- und Wegegesetzes 

NRW, 
• der Verkehrssicherheit, 
• sonstigen fachlichen Belangen (u. a. die angesprochenen Belangen der 

Lärmaktions- und Luftreinhalteplanung, Maßnahmenbündelung mit Dritten, 
Umstufungen, Belangen des Gewässerschutzes und der Gefahrenabwehr, 
besondere örtliche Gegebenheiten, etc.)  

 
Im Rahmen der jährlichen Erhaltungsdispositionen werden die anstehenden Erhal-
tungsmaßnahmen an Straßen und Bauwerken entsprechend ihrer Priorität aufgelis-
tet, diejenigen mit der höchsten Priorität werden vorrangig umgesetzt.  

 
Im Laufe des jeweiligen Jahres können sich allerdings geringfügige Änderungen des 
Erhaltungsprogramms ergeben, was durchaus akzeptiert wird. Das Programm muss 
so elastisch angelegt sein, dass auch plötzlich eintretende, zum Zeitpunkt der Pro-
grammerstellung unvorhersehbare Sanierungserfordernisse realisiert werden kön-
nen, oder dass Reserve-Projekte zum Zuge kommen, falls die vordringlicheren Maß-
nahmen aus technischen Gründen nicht umgesetzt werden können. 

 
 Wie ist der Abarbeitungsstand des Landesstraßenbedarfsplanes? Können alle Maß-

nahmen der Stufe 1 planmäßig bis zum Jahr 2015 abgeschlossen werden? Welche 
Maßnahmen sind demnach noch offen bzw. welche Maßnahmen sind noch nicht ein-
geleitet?  

 
Bis zum Jahr 2015 können nicht alle Maßnahmen der Stufe 1 abgeschlossen wer-
den.  

 
Bei folgenden Maßnahmen der Stufe 1 wurde das Planfeststellungsverfahren noch 
nicht eingeleitet: 
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L.-

Bezeichnung 

4 OU Dinslaken (B 8 - A 3) 

11 OU Eschweiler/Hastenrath 

14 OU Jülich/Merzenhausen 

16 Ausbau St.Augustin/Meindorf bis  - /Menden 

19 Neubau Ersatzstraße BT Garzweiler II (OU Immerath), 2. BA 

19 OU Giesenkirchen und Odenkirchen bis zur B 59 (Mönchengladbach) 

31 OU Jüchen - Neubau im Zuge der Rekultivierung von Garzweiler I 

43 OU Leverkusen/Hitdorf, BA L 43 - A 59 (früher L 293) 

48 Neubau Bedburg/Kirchherten bis-/Frimmersdorf (L 279 - L 116) 

103 Neubau in Hürth L 103 alt und B 265 

103 OU Brühl/Nord bis Hürth/Kendenich (B 51 bis B 265) 

122 Ausbau bei Kerpen-Sindorf, AS A 4 bis Südkreisel 

183 Ausbau bei Frechen mit AS A4, B 264 bis L 361 (ehem.B 55) 

183 
OU Pulheim/Sinnersdorf (Westumgehung) und OU Pulheim, 2. BA Os-

tumgehung 

207 OU Dreiborn 

221 Neubau Aachen-Eilendorf bis Geisberg (L 236), incl. AS an A 44 

228 OU Linnich - Linnich/Rurdorf 

238 OU Eschweiler, BA L 238 (Pumpe) - L 238 (Steinfurt) 

257 OU Düren/Arnoldsweiler 

263 OU Eschweiler über Feld 

264 OU Vettweiß/Kelz 

271 OU Nörvenich/Binsfeld 

274 
Neubau Niederkassel bis Troisdorf/Spich, BA K 24 bis B 8 (ohne DB-

Brücke) 

276 Wiederherstellung zwischen Elsdorf und Niederzier,Tagebau Hambach 

284 OU Rösrath (Innere Umgehung) 
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286 OU Bergisch Gladbach/Refrath (1. BA, L 286 - L 136) 

333 OU Hennef/Greuelsiefen 

336 OU Morsbach/Lichtenberg 

354 Neubau Ersatzstraße BT Garzweiler II (Wanlo bis Kaulhausen) 

357 
Ausbau Haan - Solingen/Gräfrath (B 228 - B 224),  

BA Kreuzung B 228/L 357 

361 Bedburg bis Kerpen (B 55), BA B 477alt - K 22 

361 Neubau von Bergheim Kenten (K 22) bis Frechen-Königsdorf (B 55) 

361 OU Grevenbroich/Kapellen 

364 OU Hückelhoven/Hilfarth, BA Rheinstraße - L 364alt 

364 OU Gerderhahn und Golkrath (Erkelenz) 

366 OU Linnich/Hottorf 

381 Ausbau in Korschenbroich, BA Volksbadstraße bis Korschenbroich 

403 OU Hilden bis Langenfeld, BA  L 85 - K 9 

405 
BA III, Neubau von L 141 (L 288n, Ober der Mühle) bis B 229 (B 229n 

Landwehr) 

409 
Ausb.zw.Kürten/Laudenberg u Wermelskirchen/Dhünn, BA Stauwurzel - 

Halzenberg 

419 
Ausbau in Wuppertal/Ronsdorf (mit Anbindung an A 1), 1. BA Lichtscheid - 

Erbschlö 

419 
Neubau in Wuppertal/Ronsdorf (mit Anbindung an A 1), 2. BA Erbschlö - A 1 

einschl. AS 

512 
Ausbau zwischen Olpe und Attendorn, Einrichtung einer dritten Fahrspur, 1. 

BA Olpe - Sondern 

512 
Ausbau zwischen Olpe und Attendorn, Einrichtung einer dritten Fahrspur, 2. 

BA Sondern - Attendorn 

519 Verlegung Sundern/Hachen (K34) - Sundern (L685) 

522 Bottrop- Marl, OU Marl (B 225 - AS "Auf Höwings Feld" ) 

541 OU Meschede/Olpe 

541 
AB Eslohe/Wenholthausen, 1.2 BA B 55 - Wenholthausen (Nordabschnitt) 

und OU Eslohe/Wenholthausen, 2. BA Wenholthausen 

541 OU Meschede/Berge 

547 NB Ahlen/Dolberg -Hamm/Uentrop, (B 61 - L 736) 

547 OU Warendorf/Freckenhorst, 1. BA Nordwestumgehung (B 64n - L 793) 

547 OU Warendorf/Freckenhorst, 2. BA Südwestumgehung (L 793 - L 547) 

557 OU Bünde (Enger - A 30), 1. BA Nord (südlich A 30 bis Grünewaldstraße) 
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557 
OU Bünde (Enger - A 30), 2. BA Süd (nördlich Grünewaldstraße - Ostum-

gehung 

557 OU Preußisch Oldendorf 1. BA K 24 - B 65 (OU Holzhausen) 

561 Herscheid/Hardt - Herscheid 

580 Ostumgehung Horstmar 

586 OU Sendenhorst 

586 OU Sendenhorst/Albersloh 

608 OU Dorsten/Wulfen, K 41 - Haus Natteforth 

608 OU Stadtlohn (Ostumgehung) 

636 Verlängerung  bis B 475n, OU (L 738) Lippetal/Oestinghausen 

654 Castrop-Rauxel - BO/Gerthe, OU Merklinde (2.BA westl. B 235) 

654 Castrop-Rauxel - BO/Gerthe, OU Schwerin (1.BA nördl. L 663) 

655 Lüdenscheid/Brunscheid (L 691 - L 694) 

663 OU Dortmund, 3. BA OU Asseln u. Wickede 

663 OU Unna (Westtangente), 5. BA (K 39 - L 678) 

663 OU Unna/Massen (Nordumgehung), 4. BA. (L 663 alt - K 39) 

667 OU Hamm/Rhynern 

694 Lüdenscheid/Brunscheid - Altena/Mühlenrahmede,3. BA Mittelabsch 

696 NB Meinerzhg/Werkshg - Herscheid/Neuemühle 

712 
Ausbau Bad Salzuflen, KP L712n/ L712/ L 967 mit Verlängerung L967  

(Teilprojekt) 

712 Nordumgehung Enger 

719 OU Siegen/Kaan - Marienborn 

740 OU Medebach 

755 OU Höxter 

758 
AB Detmold - Blomberg/Großenmarpe; Vahlhausen - Cappel, OU Vahlhau-

sen und OU Cappel 

782 OU Rietberg Neuenkirchen 

791 OU Gütersloh/Friedrichsdorf 

806 Herzebrock/Clarholz, Verlegung in Clarholz 

844 OU Ascheberg/Herbern 
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844 OU Senden/Ottmarsbocholt 

861 Kalletal/Hohenhausen, Querspange östl. Hohenhausen 

893 OU Wilnsdorf/Niederdielfen 

 
 
 Da der Landesstraßenbedarfsplan bis 2015 greift, stellt sich die Frage, wann dieser 

fortgeschrieben wird. Siehe hierzu auch Frage zu Kapitel 09 100, Allgemein. 
 

Die Fortschreibung des Landesstraßenbedarfsplans ist aus den vorgenannten Grün-
den derzeit nicht erforderlich. 

 
 
3.43  Kapitel 09 150 „Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb)“ 

Ausgaben für Investitionen 
Titel 777 13 „Landesstraßenausbauplan“ 

 
Das Landesstraßenbauprogramm 2015 wird derzeit aufgestellt. Das Volumen beläuft 
sich zum jetzigen Zeitpunkt auf 37,0 Mio. € (Vorlage 16/2317 (Neudruck)). (Anlage 
13). 
Das Benehmen soll in der ABWSV-Sitzung am 20.11.2014 hergestellt werden. 
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3.44 Kapitel 09 150 „Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb)“ 
Ausgaben für Investitionen 
Titel 777 14 „Radwegebau an bestehenden Landesstraßen“ 

 
 Die Ist-Ergebnisse 2013 (7.463 TEUR) und 2012 (7.945 TEUR) bleiben hinter den 

jeweiligen Planansätzen zurück. Welche Maßnahmen wurden in 2014 begon-
nen/durchgeführt? Welche Maßnahmen sind für 2015 geplant? 

 
Maßnahmen an Geh-/Radwegen, die in  2014 begonnen/durchgeführt wurden: 
 
 

Straße Bezeichnung 

L 783 Bielefeld/Jöllenbeck, Heroldstraße - n. Kreisgrenze  

L 783 Bielefeld/Jöllenb., OD J.-Heroldstr.  

L 806 Herzebrock-Clarholz, Marienfeld, K14-n.K10 

L 968 Leopoldshöhe, Schuckenb.-Krentrup 

L 958 Lemgo/Kirchheide-Lemgo/Brüntorf 

L 786 /L966 Halle/Kölkebeck, Settelweg-Kölkenweg 

L 663 
Bönen-Hamm, L 881 - B 63, Alleenradweg auf stillgelegter 

Bahntrasse 

L 821 
Bergkamen, Jahnstraße (L821)/ Westenhellweg (L736), Bür-

gerradweg 

L 844 Ascheberg - Ascheberg/Herbern   

L 506 Billerbeck - Altenberge (K 38 - L 874); Neubau Bürgerradweg 

L 505 
Südl. Bocholt/Mussum (W.Weg Am Laaker Bach); Bürgerrad-

weg 

L 778 Vlotho (Herforder Straße), östl. A 2 -  Pulsfeld 

L 732 Wickede/Echthsn.  

L 687 Sundern /Amecke Seestraße  

L 529 Albachten - Roxel, Neubau Radweg 

L 755 Nieheim-Marien./Bredenborn,  

L 527 Wetter/Wengern bis Gevelsberg/Linderhausen, Alleenradweg 

L 539 Finnentrop/Altfinnentrop bis Finnentrop, Alleenradweg 

L 708 
Attendorn/Schnüttgenhof bis Abzweig L 707, Neubau Listertal-

sperrenradweg 

L 907 Wilnsdorf bis Wilnsdorf/Rinsdorf  

L 158 Wachtberg, Pech - Villiprott - Einm. L267, Beckers Kreuz 

L 129 /L284 südl.Lindl/Homm.-Lindlar 

L 46 Erkelenz/ Grambusch bis Isengraben 
 
 Gibt es eine Bedarfsliste der Radwege an Landesstraßen?  
 

Ja, es gibt eine Bedarfsliste der Radwege an Landesstraßen. Im Programm „Radwe-
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gebau an bestehenden Landesstraßen“ (Titel 777 14) erfolgt die jährliche Festlegung 
der Dringlichkeiten für den Bau durch die einzelnen Projekt-Priorisierungen der Regi-
onalräte der Bezirksregierungen bzw. durch die Verbandsversammlung des RVR. 
Diese liegt für 2015 noch nicht vor. 

 
 Nimmt NRW an dem bundesweiten Modellprojekt in Bezug auf die Anlage von Rad-

fahrer-Schutzstreifen außerorts teil? Wenn ja, wo sind die Teststrecken eingerichtet? 
Gibt es aus diesem Bundesprojekt bereits Zwischenergebnisse/Erkenntnisse? 

 
Das bundesweite Modellprojekt zu Schutzstreifen außerorts ist der Landesregierung 
bekannt. Eine finanzielle Beteiligung erfolgt nicht. Die in NRW befindlichen Teststre-
cken liegen ausschließlich an Kreis- und Gemeindestraßen im Rhein-Erft-Kreis und 
in Köln. Zwischenergebnisse wurden bisher nicht veröffentlicht. 

 
Rhein-Erft-Kreis 
- K 10 (Pohlhofstraße) zwischen Auweiler und Orrer Straße (K 9) 
- K 46 (Goldenbergstraße) zwischen Kierdorf und Dirmerzheim 

 
Stadt Köln 
- Pescher Weg / Mengenicher Straße (Gemeindestraßen) zwischen Pesch und 

Auweilerweg 
- K 9 (Thenhover-Escher-Weg) zwischen Thenhoven und Esch 
- K 10 (Pescher Straße) zwischen Auweiler und Wirtschaftsweg am „Pescher 

See“ 
 
 
3.45 Kapitel 09 150 „Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb)“ 

TGr. 90 „Landesbetrieb“ 
 
 Von der Zuführungserhöhung entfallen lt. Erl.-Band 12 Mio. Euro auf die Finanzie-

rung der gestiegenen Einleitungsgebühren für Oberflächenwasser an Landesstraßen.  
 
a) Wie viel wird insgesamt für Einleitungsgebühren für Oberflächenwasser an 

Landesstraßen verausgabt?  
 
Der Aufwand für Einleitungsgebühren für Oberflächenwasser an Landesstraßen be-
trug in 2013 32,9 Mio. € und in 2012 23,6 Mio. €. Die im Erläuterungsband genann-
ten 12,0 Mio. € sind die Differenz zwischen dem für 2014 geplanten Aufwand in Höhe 
von 20,0 Mio. € und dem für 2015 geplanten Aufwand in Höhe von 32,0 Mio. €. 
 
b) Welche Kommunen haben das Land NRW in 2014 mit Einleitungsgebühren in 

welcher Höhe veranlagt?  
 
Der Landesbetrieb Straßenbau hat die zu Lasten des Landeshaushalts in der Zeit 
vom 01. Januar bis 24. September 2014 tatsächlich abgeflossenen Gebühren in der 
beigefügten Aufstellung dargestellt (Anlage 9). 
 
c) Wird durch Kommunen auch die Einleitung von Oberflächenwässern an Bun-

desfernstraßen veranlagt? Wenn ja, werden diese durch den Bund vollum-
fänglich erstattet? 

 
Ja. Die Einleitungsgebühren werden aus den vom BMVI für die Straßenunterhaltung 
zugewiesenen Mitteln (sog. Betriebsdienstmittel) bestritten. 
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d) Ist eine pauschalierte Leistung in diesem Zusammenhang an die Kommunen 

rechtlich darstellbar? 
 
Das Oberverwaltungsgericht NRW hat mit Beschlüssen vom 24.07.2013 (Az.: 9 A 
1290/12, 9 A 1291/12 und 9 A 1424/12) festgestellt, dass  nach nordrhein-
westfälischem Kommunalabgabenrecht Vereinbarungen zwischen dem Straßenbau-
lastträger und Städten/Gemeinden nichtig sind, nach denen sich der Straßenbaulast-
träger durch Zahlung von Kostenpauschalen an den Kosten für die Herstellung und 
Grunderneuerung der kommunalen Abwasseranlage beteiligt und im Gegenzug die 
Stadt/Gemeinde auf die Erhebung von Niederschlagsentwässerungsgebühren ver-
zichtet. Solche Vereinbarungen wären nur für einen sehr eng begrenzten, über-
schaubaren Zeitraum zulässig, wobei sich der Zeitraum nach der wirtschaftlichen 
Gegenleistung des Abgabenschuldners bemessen muss. Erlaubt ist damit quasi nur 
eine Gebührenvorauszahlung bzw. Ablösung der Gebühren durch eine Einmalzah-
lung, die der in dem festgelegten Zeitraum anfallenden Gebührenhöhe entspricht. 

 
e) Wie sieht es mit privater Finanzierung von Straßen aus? 
 
Im Kapitel 09 150 Titelgruppen 80 und 81 sind die Finanzierungs-und Tilgungskosten 
für die private Vorfinanzierung der Ortsumgehung Wuppertal und Plettenberg veran-
schlagt. Darüber hinaus wird ein ÖPP-Projekt (als Pilotmodell) zur baulichen Erhal-
tung von Landesstraßen erprobt (siehe Titel 09 150/ 77715). 

 
f) Auf der Leverkusener Rheinbrücke wird  im Rahmen eines Kommunikationskon-
zepts ein Maskottchen „LEVI“ eingesetzt, das auf verkehrliche Probleme hinweist. 
Wie hoch sind die hierfür in 2014 und in 2015 anfallenden Kosten? Aus welchem Ti-
tel werden die Aufwendungen bezahlt? War die Vergabe vor der HH-Sperre? 
(Frage des MdL Dr. Optendrenk anlässlich der HFA-Sitzung vom 25.09.14, die ver-
abredungsgemäß hier im BE-Gespräch vom Ressort zu beantworten war). 

  
Mit einer Kommunikationsagentur in Essen wurde nach einer Ausschreibung ein Ver-
trag geschlossen über die Umsetzung des Kommunikationskonzeptes zum Ausbau 
der Autobahnen rund um Leverkusen. Wesentliche Bestandteile dieses Konzeptes 
sind Redaktion, Druck und Verteilung von sechs Informations-Zeitungen mit dem 
Namen DIALOG, die regelmäßige Pflege und Aktualisierung des Internets a-bei-
lev.nrw.de, die Moderation sowie Dokumentation von ca. 14 öffentlichen Veranstal-
tungen und „sonstige redaktionell und grafische Unterstützung“. Insgesamt hat der 
Vertrag ein Volumen von ca. 130.000 Euro netto und ist für zwei Jahre, noch vor In-
krafttreten der Haushaltssperre, unterschrieben und vereinbart worden. Die Figur 
„Levi“ ist neben dem von der Agentur entwickelten Aktionssignet lediglich grafische 
Untermalung der begleitenden Kommunikation und steht damit keineswegs im Mit-
telpunkt der Kommunikation, kann insofern aber kostenmäßig auch nicht einzeln 
dargestellt werden, sondern geht in den Gesamtkosten der Kampagne mit auf. 
Aus den Bestelldaten im Rahmen der Vergabe ergibt sich für den Gesamtvertrag, 
dass für das Jahr 2014 ca. 33 TEUR, für das Jahr 2015 ca. 67 TEUR und für 2016 
ca. 30 TEUR zu veranschlagen sind. Die Aufwendungen werden komplett aus Kapi-
tel 09 150 Titel 682 90 gezahlt. 

 
 
3.46 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 

Übrige Einnahmen 
 



 
 

36

 Die Bündelung von Programmen ist durchaus zu begrüßen. Im Erl.-Band auf Seite 66 
steht, dass eine geplante Erhöhung der Bundesmittel im Erl.-Band nicht berücksich-
tigt wird. Dies bezieht sich auf den Bundeshaushaltsentwurf 2015. Gibt es inzwischen 
neuere Erkenntnisse, oder soll der Planansatz aus den Bundesmitteln ggü. 2014 und 
damit auch die Ausgabenplanansätze für Maßnahmen der Stadtentwicklung tatsäch-
lich sinken? 

 
Die angesprochenen neuen Erkenntnisse zur Veranschlagung der Bundesmittel ha-
ben sich aus dem Bundeshaushaltsentwurf 2015, der am 02.07.2014 vom Bundes-
kabinett beschlossen wurde, ergeben. Danach wird nach Maßgabe des Koalitions-
vertrages 2013 auf Bundesebene der Verpflichtungsrahmen 2015 zur Förderung des 
Städtebaus im Bundeskapitel 16 06 Titelgruppe 01 Titel 882 11, 882 93 erneut 700 
Mio. € betragen. 

 
Der NRW-Anteil beträgt (ohne Titel 882 93) in fünf Bundesprogrammen insgesamt rd. 
115 Mio. €. Damit erhöht sich der NRW-Anteil im Vergleich zum Referenzjahr 2013 
von 75 Mio. € um 40 Mio. € auf 115 Mio. €. Der Haushaltsansatz wächst dabei von 
75 Mio. € um 10 Mio. € auf 85 Mio. € auf. Weitere Einzelheiten hierzu sind dem aktu-
alisierten Finanzierungstableau zur Veränderung der Planansätze 2015 zu entneh-
men (Anlage 10, Mittelveranschlagung Stadtentwicklung), die im Rahmen der 2. 
Ergänzungsvorlage zum HH-Entwurf 2015 entsprechend nachvollzogen worden sind. 
 
 

3.47  Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 
Titel 525 01 „Aus-und Fortbildung der Bediensteten“ 
 
Was verbirgt sich hinter der Aus- und Fortbildung der Bediensteten? 

 
Es werden bei diesem Titelansatz die Kosten für die Ausbildung der 66 Regierungs-
baureferandere/innen für Städtebau und Städtebauwesen veranschlagt. 

 
 
3.48 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 

Titel 546 05 „ Entgelte an die NRW.Bank für die finanzielle Abwicklung von 
Förderprogrammen“ 

 
Liegt hierbei eine feste Entgeltverordnung der NRW.Bank zugrunde? 
 
Das MBWSV erstattet auf der Grundlage des Geschäftsbesorgungsvertrages Städ-
tebauförderung vom 10.12.2010 der NRW.Bank die anfallenden Kosten.  

 
 
3.49 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Titel 682 00 „Flächenpool NRW“ 

 
 Warum soll der Planansatz für den Flächenpool sinken? Wird es für 2015 ein weite-

res Verfahren für interessierte Kommunen geben oder sollen die in 2014 begonne-
nen Projekte vordringlich abgearbeitet werden, um erst im Anschluss daran neuen 
Kommunen die Teilnahme zu ermöglichen (denn: Anzahl der interessierten Kommu-
nen war höher als ausgewählte Städte)? 

 
Der Flächenpool NRW ist so konzipiert, dass ein Vielzahl von Kommunen in unter-
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schiedlichen Verfahrensstufen parallel bearbeitet werden können. In dem ersten 
Auswahlverfahren im Frühjahr 2014 wurden bereits 20 Kommunen in den Flächen-
pool NRW aufgenommen. Mit dem Haushaltsansatz von 1,8 Mio. € Kassenmittel so-
wie eine VE in Höhe von 1,8 Mio. € ist es möglich, bereits in diesem Jahr ein zweites 
Aufrufverfahren (Start: September 2014) durchzuführen, um weitere Kommunen auf-
zunehmen.  
Es ist geplant, zukünftig mit einem jährlichen Aufrufverfahren regelmäßig interessier-
ten Städten und Gemeinden die Möglichkeit zu geben am Flächenpool NRW teilzu-
nehmen – entsprechend gestaltet  sich die Haushaltsanmeldung für 2015. 

 
 
3.50 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Titel 682 10 „BEG“ 

 
 Welche Potential- und Lastflächen wurden in 2014 entwickelt? Welche Potential- und 

Lastflächen sollen in 2015 entwickelt werden bzw. bei welchen soll die Entwicklung 
eingeleitet werden? 

 
 Haben alle Kommunen, in denen nicht mehr betriebsnotwendige Flächen liegen und 

die dem Bahnflächenpool angehören, inzwischen eine Konsensvereinbarung zur vor-
rangigen Entwicklung der Bahnflächen abgeschlossen? Wenn nein, welche Kommu-
nen fehlen noch? 

 
 Im Rahmen des Berichterstatter-Gespräches 2014 wurde als Anlage eine Aufstellung 

der 240 Kommunen im Bahnflächenpool vorgelegt. Könnte diese Aufstellung um eine 
Angabe der in Rede stehenden Flächen (qm-Anzahl) ergänzt werden? 

 
Die BEG betreibt ihre jährliche Mittelfristplanung über einen Zeitraum von jeweils 5 
Jahren. Der Zeitraum zwischen Beginn der Entwicklung und Ende der Entwicklung 
bzw. Veräußerung der Flächen für die Deutsche Bahn variieren dabei sehr stark in 
Abhängigkeit der Rahmenbedingungen des Projektes. Im stark vereinfachten Mittel 
wird eine dreijährige bis fünfjährige Entwicklungszeit nach Übergabe der vollständi-
gen Unterlagen angesetzt. 

 
Im derzeitigen Mittefristzeitraum von 5 Jahren plant die BEG die Entwicklung und 
Vermarktung von rund 4 Mio. qm Fläche, die sich auf rund 80 Kommunen verteilen. 
Im Schnitt der letzten Jahre hat die BEG rund 60 – 100 ha p.A. veräußert. Eine ge-
naue Zuordnung von Potential- und Lastflächen ist erst nach Übergabe der Kommu-
nenpflichtenhefte durch die Bahn an die BEG möglich und unterliegt im Rahmen der 
weiteren Planungen und Sachaufklärungen weiteren Veränderungen. Die Kommu-
nenpflichtenhefte liegen für den Mittelfristzeitraum vereinbarungsgemäß noch nicht 
vollständig vor.  

 
Für die im nahen Mittelfristzeitraum von 5 Jahren zur Entwicklung anstehenden vo-
raussichtlich bebaubaren Flächen liegen bereits zu über 92 % der Flächen die not-
wendigen Abstimmungen mit den Kommunen vor, für die anderen sind sie noch in 
Abstimmung. 

 
Eine qm genaue Angabe der Flächenpotentiale ist nicht möglich. Die erste grund-
sätzliche Abgrenzung der Flächen erfolgt mit Übergabe der Kommunenpflichtenhefte 
durch die DB an die BEG. Während des Entwicklungsprozesses verändern sich die 
Abgrenzungen durch Veränderung von rechtlichen und planerischen Rahmenbedin-
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gungen oder technischen Vorgaben. Die genaue Fläche steht erst Jahre später nach 
dem Vorliegen des amtlichen Veränderungsnachweises nach Verkauf fest. 
Insgesamt befinden sich im BahnflächenPool NRW 240 Kommunen.  
In 110 dieser Kommunen einschließlich der Kommunen des Alleenradwegepro-
gramms (10) beträgt das gesamthafte Flächenpotential bis zu 5ha je Kommune, in 43 
Kommunen beträgt es zwischen 5 und 10 ha, in 90 Kommunen beträgt es 10 bis 
50ha und in 7 Kommunen beträgt es mehr als 50ha. 

 
Eine Liste der Kommunen mit den jeweiligen Flächengrößen ist als Anlage 11 („Pro-
jektliste Bahnflächenpool“) beigefügt. 

 
 
3.51 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Titel 685 00 „ILS“ 

 
 Lt. Erl.-Band, Seite 70, strebt die ILS GmbH eine Aufnahme in die Leibniz-

Gemeinschaft an. Wie ist hier der Sachstand und welche Effekte würden sich hieraus 
auf den Landeshaushalt ergeben? 

 
Die Aufnahme des ILS in die Leibniz-Gemeinschaft wird weiter angestrebt, um die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der gemeinsamen Forschungsförderung 
des Bundes und der Länder zu schaffen. Bedingung für die Aufnahme ist eine erfolg-
reiche Evaluierung durch den Wissenschaftsrat. Innerhalb der nächsten 4 bis 5 Jahre 
wird jedoch nicht davon ausgegangen, dass die Evaluation erfolgreich bestanden 
werden kann.  

 
Eine erfolgreiche Aufnahme in die WGL würde die Landesförderung aufgrund der 
dann zu erwartenden Bund-Länder-Gemeinschaftsfinanzierung auf ca. 1,8 Mio. € p.a. 
reduzieren.  

 
 
3.52 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 

Ausgaben für Investitionen 
Titel 821 10 „Grundstücksfonds“ 

 
 In 2013 wurden im Vergleich zu 2012 Flächen in einer Größenordnung von 20 ha 

einem Brachflächenrecycling durchgeführt. Wie viele Hektar wurden in 2014 wo ent-
wickelt? Wie viele Hektar sollen in 2015 wo entwickelt werden? Eine Aufteilung der 
entwickelten/zu entwickelnden Flächen in die vier Zielkategorien „Schaf-
fung/Sicherung von Arbeitsplätzen“, „Stärkung/Vitalisierung von Innenstädten und 
Nebenzentren“, „Wohnbebauung“ und „aktivem Freiraumschutz“ wäre hilfreich.  

 
Der Flächenbestand des Grundstücksfonds NRW beläuft sich landesweit auf rd. 500 
ha (Stand: September 2014), die zu einem Großteil bereits aufbereitet sind und nun 
vermarktet werden. In 2013 wurden 20 ha aus dem Grundstücksfonds NRW-Bestand 
veräußert. In 2014 belaufen sich die Verkäufe bislang auf 28,3 ha (8,6 ha Gewerbe, 
0,8 ha Wohnen, 18,9 ha Erschließung/Grün). Zu der Vermarktung in 2015 lassen 
sich derzeit keine Aussagen treffen, da diese maßgeblich von der Marktentwicklung, 
Investorenentscheidung u. ä. abhängig ist. 
 
 

3.53 Kapitel 09 500 „Stadtentwicklung und Freizeit“ 
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 „Umgestaltung des Regierungs-und Parlamentsviertels in Bonn“ 
 Titelgruppe 90 
 

Was verbirgt sich hinter Umgestaltung des Regierungs- und Parlamentsviertel 
WCCB? Welche Projekte wurden durch das Land aus dem Gesamtvolumen des 
Programms von 57,3 Mio. Euro bisher gezahlt ? 

  
Das Land hatte gegenüber dem Bund aus der Abrechnung des Klinikums Aachen ei-
ne Forderung von 57,3 Mio. €, die der Bund in jährlichen Raten beglichen hat. Das 
Land setzt diese Mittel zum großen Teil für die Umgestaltung des engeren Plenarbe-
reiches zu einem Tagungs- und Kongresszentrum in Bonn ein. Außerdem werden 
Ansiedlungen für Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen sowie Ansiedlungen 
für internationale Einrichtungen gefördert. Es sind 12,632 Mio. € für die Fertigstellung 
des Konferenzzentrums (WCCB mit einer Schussrate mit 10,737 Mio. €) und für den 
Erweiterungsbau der Bonn International School (mit einem Anteil von 1,895 Mio. €) 
veranschlagt. 

 
 
3.54 Kapitel 09 510 Denkmalpflege 

Allgemein 
 
 Bis wann geht dem Landtag Nordrhein-Westfalen das zukunftsfähige Denkmal-

schutzkonzept zu, in dem die zur Verfügung stehenden Förderinstrumente zusam-
mengefasst und aufeinander abgestimmt werden? 

 
Mit Evaluierung der neu eingeführten Darlehensförderung zum 01.10.2014 (ein Jahr 
Fördererfahrung) wird der Fördermix aus Zuschüssen und Darlehnsförderung solide 
zu bewerten sein. Eine Vorlage zur künftigen Förderkonzeption wird dem Landtag 
zeitnah nach der Evaluation zur Verfügung gestellt. 

 
 
3.55 Kapitel 09 510 Denkmalpflege 

Zuweisungen und Zuschüsse 
Titel 633 10 „bodendenkmalpflegerische Maßnahmen“ 

 
 Welche Maßnahmen sind in 2015 geplant? 
 

Das Denkmalförderprogramm in der Bodendenkmalpflege wird derzeit von den 
Landschaftsverbänden und der Stadt Köln gemeinsam mit den Bezirksregierungen 
zusammengestellt und Ende November im MBWSV besprochen. Es werden Ausgra-
bungen, wissenschaftliche Projekte sowie die kommunale Archäologie gefördert. 

 
 
3.56 Kapitel 09 510 Denkmalpflege 

Ausgaben für Investitionen 
Titel 893 10 „Kirchenbauten“ 

 
 Welche Maßnahmen sind in 2015 geplant? 
 

Mit diesem Titel werden Maßnahmen an Projekten aus den Vorjahren an den großen 
Sakralbauten des Landes (Dome in Aachen, Köln und Xanten sowie Wiesenkirche in 
Soest) fortgesetzt. 
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3.57 Kapitel 09 510 Denkmalpflege 
TG. 60 „Maßnahmen Denkmalschutz“ 

 
 Lt. Erläuterung findet eine Verlagerung von Mitteln in den Titel 633 10 „bodendenk-

malpflegerische Maßnahmen“ statt. Aus der Titelgruppe 60 wurde in der Vergangen-
heit jeweils mehr im Ist ausgezahlt als geplant war. Warum soll der Ansatz nun weiter 
sinken und stattdessen der Ansatz für „bodendenkmalpflegerische Maßnahmen“ ver-
stärkt werden (Hinweis: Es kann als bekannt voraus gesetzt werden, dass die Aus-
gaben der Tgr. 60 und die des Titels 633 10 gegenseitig deckungsfähig sind.)? 

 
 Wie stellt sich der Mittelabruf aus Tgr. 60 in 2014 dar? 
 

Die Maßnahmen im Bereich der Bodendenkmalpflege können im Gegensatz zu je-
nen in der Baudenkmalpflege nachweislich von der Darlehensförderung nicht profitie-
ren. Daher wird dieses seit Jahren unterfinanzierte Segment und als Kompensation 
der in diesem Jahr ausfallenden Förderung im Jahre 2015 zusätzlich ausgestattet.  
Der Mittelabfluss der Pauschalzuweisungen an die Kommunen kann nur über eine 
Abfrage bei den Bezirksregierungen ermittelt werden. Dies ist im Rahmen des Be-
richterstattergesprächs nicht leistbar. 
 

 
3.58 Kosten für die technische Sicherung von Regierungsgebäuden u. Wohnungen 
 Titel 545 10 im Einzelplan 20 (Mittelbewirtschaftung durch das MBWSV) 
 Seite 24 des Erläuterungsbandes des MBWSV zum HH-planentwurf des Epl. 09 
 

Warum verdreifachen sich die Kosten für die technische Sicherung von Regierungs-
gebäuden? 
 Die vom Epl. 20 zur Bewirtschaftung vorgesehenen Mittel (644 TEUR) stehen seit 
Jahren dem MBWSV in unveränderter Höhe (Überrollung) zur Verfügung. Die tat-
sächliche Ausgabenhöhe richtet sich nach dem aktuellen Bedarf aufgrund der jewei-
ligen aktuellen Gefährdungslage. 

 
 
Ralf Witzel 
Hauptberichterstatter 
 
13 Anlagen 






















































































































































































